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Vollzug des Bayer. StralRen- und Wegegesetzes (BayStrwG);
Planfeststellungsverfahren fir die Beseitigung einer Unfallhdufungsstelle zwischen
Markt Erlbach und Linden im Zuge der Staatsstraf3e 2252 Bad Windsheim — Markt
Erlbach (Abschnitt 220, Station 1,547 bis Station 2,945) im Gebiet des Marktes Markt
Erlbach

Die Regierung von Mittelfranken erlasst folgenden

Planfeststellungsbeschluss:

A. Tenor

=

Feststellung des Plans

Der Plan fur die Beseitigung einer Unfallhaufungsstelle zwischen Markt Erlbach
und Linden im Zuge der Staatsstral3e 2252 Bad Windsheim — Markt Erlbach (Ab-
schnitt 220, Station 1,547 bis Station 2,945) im Gebiet des Marktes Markt Erlbach
wird mit den sich aus den Ziffern A. 3 und A. 6 dieses Beschlusses sowie aus den
Deckblattern und Roteintragungen in den Planunterlagen ergebenden Anderungen
und Erganzungen festgestellit.

MaRnahmen, die im Planfeststellungsverfahren vom Staatlichen Bauamt Ansbach
(Vorhabenstrager) zugesichert wurden, sind — auch wenn sie nicht in den festge-
stellten Plan aufgenommen wurden — durchzufthren, soweit sie dem o6ffentlich-
rechtlichen Regelungsbereich der Planfeststellung unterliegen. Sonstige Zusagen
bleiben von der Planfeststellung unberthrt.

2. Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan umfasst die nachfolgenden Unterlagen. Die mit ,nachricht-
lich® gekennzeichneten Unterlagen sind nur zur Information beigefugt; sie sind
nicht Gegenstand der Planfeststellung.

Unterlage Bezeichnung (Inhalt) Malf3stab
Nr.

1T Erlauterungsbericht vom 18.05.2016

2T Ubersichtskarte vom 18.05.2016 (nachrichtlich) 1:25.000

3T Ubersichtslageplan vom 18.05.2016 (nachrichtlich) |1:2.000

4T Ubersichtshéhenplan vom 18.05.2016 (nachricht- |1:5.000/500
lich)

6T Stralienquerschnitt vom 18.05.2016 1:50

7.1Blatt1 T |Lageplan Blatt 1 vom 18.05.2016 1:500

7.1Blatt2T |Lageplan Blatt 2 vom 18.05.2016 1:500

7.1Blatt3T |Lageplan Blatt 3 vom 18.05.2016 1:500

72T Regelungsverzeichnis vom 18.05.2016

73T Lageplan der stral3enrechtlichen Verfiigung vom |1.5.000
18.05.2016

74T Ubersichtslageplan Ausgleichsflachen vom |1:5.000
18.05.2016 (nachrichtlich)




Planfeststellungsbeschluss vom 31.05.2016, Gz. RMF-SG32-4354-3- 2 Seite 4

3.1
3.1.1

3.1.2

3.2

3.2.1

3.2.2

Unterlage Bezeichnung (Inhalt) Malfl3stab
Nr.
8Blatt 1 T Hohenplan Blatt 1 vom 18.05.2016 1:500/50
8Blatt2 T Hohenplan Blatt 2 vom 18.05.2016 1:500/50
8Blatt3 T Hohenplan Blatt 3 vom 18.05.2016 1:500/50
1317 Ergebnisse wassertechnischer Untersuchungen
vom 18.05.2016

13Blatt2 T Lageplan Einzugsgebiete vom 18.05.2016 1:2.000
13Blatt3 T Lageplan RRB vom 18.05.2016 1:200
13 Blatt4 T Auslaufbauwerk vom 18.05.2016 1:50/25/10
14.1 Blatt 1 T | Grunderwerbsplan Blatt 1 vom 18.05.2016 1:500
14.1 Blatt 2 T | Grunderwerbsplan Blatt 2 vom 18.05.2016 1:500
14.1 Blatt 3T | Grunderwerbsplan Blatt 3 vom 18.05.2016 1:500
14271 Grunderwerbsverzeichnis vom 18.05.2016

Nebenbestimmungen
Spartentrager / Unterrichtungspflichten

Der Deutschen Telekom Technik GmbH, Meinhardswindener Str. 4a, 91522
Ansbach sind mindestens 3 Monate vor der Ausschreibung die endgultigen Aus-
baupléane zu Gibersenden. Uber den Zeitpunkt des Baubeginns ist die Deutsche Te-
lekom Technik GmbH ebenfalls mindestens 3 Monate vorher zu unterrichten.

Die bauausfuihrenden Firmen sind darauf hinzuweisen, dass bei der Bauausfiih-
rung - einschlie3lich der Anpflanzungen - darauf zu achten ist, dass Beschadigun-
gen von Telekommunikationslinien vermieden werden und jederzeit der
ungehinderte Zugang zu vorhandenen Telekommunikationslinien mdglich ist. Sie
sind ferner auch darauf hinzuweisen, dass sie sich vor Baubeginn unter der URL
https://trassenauskunft-kabel.telekom.de Uber die Lage der bestehenden Tele-
kommunikationseinrichtungen zu informieren haben und die Kabelschutzanwei-
sung der Telekom Deutschland GmbH zu beachten ist.

Die Ausfiihrungsplanung, insbesondere die zeitliche Bauabfolge, ist friihzeitig mit
dem Ortlich zustandigen Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Uffen-
heim, Dienststelle Neustadt, abzustimmen.

Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen), Boden-
schutz, Abfallrecht

Soweit die MalRnahme in der Wasserschutzzone |l des Zweckverbandes Wasser-
versorgung Markt Erlbacher Gruppe liegt (RRB mit Ableitung), sind die Richtlinien
fur solche Schutzzonen strikt einzuhalten.

Bei der Anpassung bzw. Errichtung neuer Zufahrten ist darauf zu achten, dass
Erdaufschliisse nur mit dem urspringlichen Erdaushub wiederverfiillt werden dir-
fen und die Bodenauflage wiederhergestellt werden muss. Sollten in der Zone Il
des Wasserschutzgebietes gréfRere Erdaufschliisse erforderlich sein bzw. weitere
Verbote oder Beschrankungen der Wasserschutzgebietsverordnung nicht einge-
halten werden konnen, ist hierfir eine Ausnahmegenehmigung von der Wasser-
schutzgebietsverordnung beim Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim
zu beantragen. Innerhalb des Wasserschutzgebietes dirfen weder Baustellenein-


https://trassenauskunft-kabel.telekom.de/
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3.2.3

3.3
3.3.1

3.3.2

3.3.3

3.34

3.3.5

3.3.6

3.3.7

3.3.8

3.3.9

richtungen noch ein Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen wie Fahrzeugbe-
tankungen oder Ablagerungen von belastetem Material erfolgen.

Abfélle sind in erster Linie zu vermeiden und in zweiter Linie zu verwerten. Die
Verwertung der Abfélle hat Vorrang vor der Beseitigung. Anfallende Abfélle sind
einer ordnungsgeméalen Entsorgung zuzufuhren. Bei gefahrlichen Abfallen sind
die Vorschriften der Nachweisverordnung (NachwV) zu beachten. Gefahrliche Ab-
falle sind von anderen Abféllen getrennt zu halten und getrennt einer Entsorgung
zuzufihren.

Natur-, Landschafts- und Artenschutz, Forst

Wahrend der Bauarbeiten ist durch den Vorhabenstrager eine 6kologische Baube-
gleitung zu stellen.

Die 6kologische Baubegleitung hat unter anderem auch die Aufgabe, den Schutz
der entlang der Bestandsstrecke befindlichen Eichen wahrend der Baumalinahme
zu organisieren. Dabei ist auch der Schutz des Wurzelbereichs zu beachten, wenn
ein Teil der jetzigen Staatsstralle zum Forstweg rlickgebaut wird. Gleiches gilt fur
das Baggern des Grabens, der ca. 40 cm tiefer gelegt werden soll. Die Wasser-
versorgung der Baume darf gleichfalls nicht beeintrachtigt werden.

Weiterhin hat die 6kologische Baubegleitung unter anderem auch die Aufgabe, vor
Baubeginn eine gemeinsame Begehung mit der Unteren Naturschutzbehdrde
durchzufihren, in deren Rahmen die potentiellen Hohlenbdume begutachtet und
erforderlichenfalls Schutzmaf3nahmen fiur die zu erhaltenden Baume und deren
Waurzelbereich sowie erforderliche Ersatzquartiere festgelegt werden.

Soweit nicht aus technischen Griinden erforderlich, sollte auf die Ansaat von
Flachen mit Landschaftsrasen verzichtet werden, um einer natiirlichen Sukzession
den Vorzug zu geben.

Die flachenbezogenen Ausgleichsmal3nahmen sind unter Verwendung der hierfur
vorgesehenen Meldebdgen zur Erfassung im Okoflachenkataster an das Bayeri-
sche Landesamt fir Umwelt, 86177 Augsburg, zu melden.

Das Regenriickhaltebecken darf kein Restwasser stauen, da sonst ein mdgliches
Amphibienlaichgewasser entsteht. Es ist sicherzustellen, dass angestautes Ober-
flachenwasser zugig innerhalb einiger Tage ablaufen und die RRB-Sohle dann
wieder trocken fallen kann.

Die Bepflanzung der Waldumbauflache sollte nur initial erfolgen, eine Artenliste ist
mit der Unteren Naturschutzbehorde abzustimmen.

Es darf kein Material in die neben der zuklnftigen Trasse liegenden Feuchtflachen
gelagert oder eingebracht werden. Dies ist mittels Bauzaunen zu Beginn des Bau-
es sicherzustellen, diese sind in einem eigenstéandigen Plan vor Beginn des Baues
darzustellen und der Unteren Naturschutzbehdérde vorzulegen.

Die rickgebaute Flache der alten Trasse ist zu entsiegeln und mit Waldboden
anzudocken.

Gelandemulden und Fahrspuren dirfen zwischen April und Oktober nicht befahren
oder verfullt werden. Soweit potentiell geeignete Gelandemulden oder Fahrspuren
in den restlichen Monaten verfullt werden, sind gleichzeitig Gelandemulden in
raumlicher Nahe (500 m Radius, auf gleicher Stral3enseite, moglichst besonnt) als
vorsorgliche CEF-MalRBnahme herzustellen. Die Mulden missen staunass gestaltet
werden (Bodenverdichtung), damit sich das Regenwasser stauen kann.

Vorbereitende BaumalRnahmen (Abschieben von Oberboden) sind nur zwischen
September und Méarz zulassig. Grundsétzlich ist zu beachten, dass es nach Art. 16
BayNatSchG sowie § 39 Abs. 5 BNatSchG verboten ist, Geholzbestédnde in der
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3.3.10

3.3.11

3.3.12

3.3.13

3.4
34.1

3.4.2

3.4.3

Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September zu roden, abzuschneiden oder auf den
Stock zu setzen. Die erforderlichen Baumfallarbeiten missen fachgerecht von An-
fang Oktober bis Ende Februar erfolgen.

Die notwendigen Bauzaune (Hohlenbdume, Geldndemulden, Feuchtflachen,
Eichen) sind in einem eigenstandigen Plan darzustellen und der UNB vor Beginn
des Baues vorzulegen.

Die notwendigen CEF-MalRnahmen (Ersatzquartiere fir Flederméause und Vogel,
Ersatzlaichgewasser) sind in einem eigenstandigen Plan darzustellen und der
UNB vor Baubeginn vorzulegen.

Die KompensationsmalBhahmen sind von dem Vorhabenstrager zu unterhalten
und zu pflegen, solange die Staatsstrafle im plangegenstandlichen Bereich be-
steht.

Die Anbindungen der Forstwege an die Staatsstrale sind mit ,Abstreifern auszu-
statten, d.h. auf 10-15 Metern zu asphaltieren.

Denkmalschutz

Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs oder
der -ausfuhrung maoglich, sind Beeintrdchtigungen von Bodendenkmalern zu ver-
meiden (z.B. durch Uberdeckungen in Dammlage) oder auf den zur Durchfiihrung
des planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Umfang zu begrenzen.

Der Vorhabentrager hat die vom Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege
mitgeteilten erforderlichen Schritte (einschliel3lich der Prospektion von Verdachts-
flachen) zur Vermeidung einer vorhabensbedingten Beeintrachtigung von Boden-
denkmalern bzw. - bei unvermeidbaren Beeintrachtigungen - die erforderlichen
denkmalpflegerischen MafRnahmen mit dem erforderlichen Zeitbedarf in seinen
Bauablauf einzubeziehen.

Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabensbedingten Beeintrachtigungen von
Bodendenkmalern hat der Vorhabentréger die fachgerechte Freilegung, Ausgra-
bung und Dokumentation der Funde (Sicherungsmaf3nahmen) unter Beachtung
der Grundsétze der Erforderlichkeit, VerhaltnismaRigkeit und Wirtschaftlichkeit zu
veranlassen und die hierfiir anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten fir eine
wissenschaftliche Auswertung der Funde z&hlen nicht zu den gebotenen Aufwen-
dungen fir SicherungsmafRnahmen. Die Sicherungsmafinahmen sind mit dem
Landesamt fir Denkmalpflege abzustimmen und unter dessen fachlicher Beglei-
tung durchzufihren.

Insbesondere im Hinblick auf die Vermutungsflache fiir ein Bodendenkmal, einge-
tragen in die Denkmalliste der Bodendenkmaler als ,Wegefacher mittelalterlicher
bis neuzeitlicher Zeitstellung®, Inv.Nr. V-5-6429-0002, FIstNr. 429; 431; 433; 434
(Gmkg. Klausaurach), ist in Absprache mit dem BLfD mindestens ein Profilschnitt
mithilfe eines Baggers unter der Aufsicht eines Grabungstechnikers an einer noch
festzulegenden Stelle angelegt werden und eine Dokumentation erfolgen.

Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschlief3lich
eines Hochstbetrages) fir die archdologischen Sicherungsmalinahmen sind nach
MaRgabe der ,Hinweise zum Umgang mit Bodendenkmalern bei Planung und Bau
von Straf3en in staatlicher Verwaltung" des Bayerischen Staatsministeriums des
Innern vom 26.10.2010 (Az. 11B2/1ID3-0752.3-001/07) in einer Vereinbarung zwi-
schen Vorhabentrager und Bayerischen Landesamt fur Denkmalpflege festzule-
gen. Die Planfeststellungsbehérde ist durch Abschrift der Vereinbarung zu
unterrichten. Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu Stande, ist eine erganzen-
de Entscheidung der Planfeststellungsbehdrde herbeizufiihren.
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4.2
42.1

4.2.2

4.2.3
4231

4.2.3.2

4.2.3.3

Wasserrechtliche Erlaubnisse
Gegenstand / Zweck

Dem Freistaat Bayern wird die widerrufliche gehobene Erlaubnis zur Benutzung
des namenlosen Gewassers (Gewasser dritter Ordnung) durch Einleiten gesam-
melter Abwasser erteilt.

Die erlaubte Gewdasserbenutzung dient der Einleitung von Regenwasser.

Bezeichnung | Fl. Nr. Gemar- Benutztes Rechtswert | Hochwert

der Einleitung kung Gewasser

St2252 220 E1 | 658/0 Markt Namenloses | 4.400.234 | 5.485.783
Erlbach Gewasser

Erlaubnisbedingungen und -auflagen

Fur die erlaubten Gewdasserbenutzungen sind die einschlagigen Vorschriften des
Wasserhaushaltsgesetzes und des Bayerischen Wassergesetzes mit den dazu er-
gangenen Verordnungen mafigebend. Die hiernach bestehenden Rechte, Ver-
pflichtungen und Vorbehalte sind in den folgenden Erlaubnisbedingungen und -
auflagen grundsatzlich nicht enthalten.

Umfang der erlaubten Einleitungen von Regenwasser aus den Regenwasserkana-
len

Bezeichnung der Maximal maglicher Abfluss Ab dem Zeitpunkt
Einleitung
St2252 NEA145 E1 8,81/s ab Inbetriebnahme

Betrieb und Unterhaltung
Personal

Fur den Betrieb, die Uberwachung und die Unterhaltung der Anlage ist ausgebilde-
tes und zuverlassiges Personal in ausreichender Zahl einzusetzen.

Eigenuberwachung

Art, Umfang und Haufigkeit der vorzunehmenden Messungen, Untersuchungen,
Aufzeichnungen und Vorlageberichte sind mit dem Wasserwirtschaftsamt Ansbach
abzustimmen.

Dienst- und Betriebsanweisungen

Der Betreiber muss eine Dienstanweisung und fir jede Anlage (z. B. Regenrick-
haltebecken) eine Betriebsanweisung ausarbeiten und regelmaRig aktualisieren.
Dienst- und Betriebsanweisungen sind bei der Stralenmeisterei Neustadt a.d.
Aisch oder an anderer geeigneter Stelle auszulegen und der Kreisverwaltungsbe-
hérde sowie dem Wasserwirtschaftsamt (2-fach) zu tibersenden. Wesentliche An-
derungen sind mitzuteilen. Die Inhalte der Dienstanweisung sind mit dem
Wasserwirtschaftsamt Ansbach abzustimmen.
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42.3.4

4.2.35

4.2.3.6

4.2.3.7

4.2.3.8

Bestandsplane

Der Betreiber ist verpflichtet, innerhalb von 3 Monaten nach Inbetriebnahme dem
Wasserwirtschaftsamt zwei Fertigungen und der Kreisverwaltungsbehérde eine
Fertigung der Bestandsplane zu tibergeben.

Anzeige-und Informationspflichten

Wesentliche Anderungen gegeniiber den Antragsunterlagen beziiglich der Menge
und Beschaffenheit des anfallenden Abwassers, Anderungen der baulichen Anla-
gen sowie der Betriebs- und Verfahrensweise der Abwasseranlagen, soweit sie
sich auf die Ablaufqualitat auswirken kénnen, sind unverzlglich der Kreisverwal-
tungsbehdrde und dem Wasserwirtschaftsamt anzuzeigen. Auf3erdem ist rechtzei-
tig eine hierzu erforderliche bau- bzw. wasserrechtliche Genehmigung bzw.
Erlaubnis mit den entsprechenden Unterlagen zu beantragen. Baubeginn und -
Vollendung sind der Kreisverwaltungsbehtérde und dem Wasserwirtschaftsamt
rechtzeitig anzuzeigen. Wird die Anlage in mehreren Bauabschnitten ausgefihrt,
so sind Beginn und Vollendung jedes Bauabschnittes anzuzeigen.

Bauabnahme

Auf eine Bauabnahme nach Art. 61 BayWG Abs. 1 kann verzichtet werden, wenn
der offentliche Bauherr die Bauabnahme, Beamten des héheren bautechnischen
Verwaltungsdienstes Ubertragen hat (Art. 61 Abs. 2 Satz 2: bei baulichen Anlagen
des Bundes, der Lander und der Kommunen). Falls dies durch den Vorhabenstra-
ger nicht gewahrleistet werden kann, ist die Bauabnahme durch einen privaten
Sachverstandigen der Wasserwirtschaft erforderlich.

Unterhaltung und Ausbau des Gewassers

Der Betreiber hat die Auslaufbauwerke sowie die Flussufer von 3 m oberhalb bis 5
m unterhalb der Einleitungsstellen im Einvernehmen mit dem Wasserwirtschafts-
amt und dem ansonsten Unterhaltungsverpflichteten zu sichern und zu unterhal-
ten. Darlber hinaus hat der Betreiber nach Mal3gabe der jeweiligen gesetzlichen
Bestimmungen alle Mehrkosten zu tragen, die beim Ausbau oder bei der Unterhal-
tung des benutzten Gewassers aus der Abwasseranlage mittelbar oder unmittelbar
entstehen.

Auflagenvorbehalt

Weitere Auflagen, die sich im offentlichen Interesse als erforderlich erweisen soll-
ten, bleiben vorbehalten.

StraBenrechtliche Verfligungen

Soweit nicht Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 und Art. 8 Abs. 6 BayStrWG gelten, wer-
den von o6ffentlichen Stral3en

- die nach den Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der Mal3gabe eingezo-
gen, dass die Einziehung mit der Sperrung wirksam wird,

- die nach den Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen Teile mit der Mal3-
gabe umgestuft, dass die Umstufung mit der Ingebrauchnahme fir den neuen
Verkehrszweck wirksam wird und

- die nach den Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu den jeweils dort
vorgesehenen StralRenklassen mit der MalRgabe gewidmet, dass die Widmung
mit der Verkehrsubergabe wirksam wird, sofern die Widmungsvoraussetzun-
gen zum Zeitpunkt der Verkehrsiibergabe vorliegen.

Die einzelnen Regelungen ergeben sich aus dem Regelungsverzeichnis (Unterla-
ge 7.2). Die betroffenen StraRen- und Wegeabschnitte sind dort beschrieben. Das
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Wirksamwerden der Verfiigung ist der das Straf3enverzeichnis fuhrenden Behorde
mitzuteilen.

6. Entscheidung Uber Einwendungen

Die im Anhorungsverfahren erhobenen Einwendungen werden zuriickgewiesen,
soweit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Plananderungen und /
oder Zusagen des Vorhabenstragers berticksichtigt worden sind oder sich im Lau-
fe des Anhdrungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben.

7. Kosten

Der Freistaat Bayern tragt die Kosten des Verfahrens. Fur diesen Beschluss wird
keine Geblhr erhoben. Auslagen werden nicht erhoben.

B. Sachverhalt
1. Beschreibung des Vorhabens

Gegenstand des Vorhabens ist der Ausbau der Staatsstral’e 2252 im Waldsttick
zwischen der Station St2252 220 1,799 und der Station St2252 220 2,895 §st-
lich von Linden. Die StaatsstralRe 2252 verlauft in Ost-West-Richtung. Sie beginnt
an der BundesstraRe B 13 suddstlich von Uffenheim und endet an der Bundes-
strale B 8 bei Langenzenn. Mit dem Bauvorhaben werden 2 Teilstiicke der
StaatsstralRe zwischen Linden und Markt Erlbach hinsichtlich der Linienfuhrung
richtlinienkonform ausgebaut. Die Baustrecke des 1. Abschnitts beginnt ca. 1 km
ostlich von Linden und weist eine Lange von 220 m auf. Die Baustrecke des 2. Ab-
schnitts beginnt ca. 2 km @stlich von Linden, ist 620 m lang und endet 2 km west-
lich von Markt Erlbach. Die Baustrecken liegen im Landkreis Neustadt/Aisch — Bad
Windsheim auf dem Gebiet der Marktgemeinde Markt Erlbach. Das Vorhaben ist
Teil des Programms "Sichere LandstralRe®.

2. Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

Mit Schreiben vom 29.08.2014 hat der Vorhabenstrager beantragt, fir den Ausbau
der Staatsstralle 2252 das Planfeststellungsverfahren nach dem Bayerischen
Stral3en- und Wegegesetz durchzufiihren.

Die Planunterlagen lagen in der Zeit vom 27.01.2015 bis zum 26.02.2015 beim
Markt Markt Erlbach nach ortsublicher Bekanntmachung zur allgemeinen Einsicht
offentlich aus. Bei der Verdffentlichung wurde darauf hingewiesen, dass Einwen-
dungen gegen den Plan bei der jeweiligen Gemeinde oder der Regierung von Mit-
telfranken bis spatestens 12.03.2015 schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben
seien.

Die Regierung hat folgende Behérden, Spartentréager, Versorgungsunternehmen
und Verbande um Stellungnahme zu dem Vorhaben gebeten:
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- Amt far Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach

- Amt fur Landliche Entwicklung Mittelfranken

- Bayer. Bauernverband, Hauptgeschaftsstelle Mittelfranken

- Bayer. Landesamt flr Denkmalpflege

- Bayernwerk AG

- Bezirk Mittelfranken - Fachberatung fir das Fischereiwesen

- Bund Naturschutz in Bayern e. V.

- Deutsche Telekom Technik GmbH

- Fernwasserversorgung Franken

- Fischereiverband Mittelfranken e.V.

- Landesbund fir Vogelschutz in Bayern e.V.

- Landratsamt Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim

- Main-Donau Netzgesellschaft mbH

- Markt Markt Erlbach

- N-ERGIE Netz GmbH

- Planungsverband Westmittelfranken

- Pledoc GmbH

- Polizeiinspektion Neustadt / Aisch

- Sachgebiet 24 der Regierung (H6here Landesplanungsbehorde)

- Sachgebiet 50 der Regierung (Technischer Umweltschutz)

- Sachgebiet 51 der Regierung (H6here Naturschutzbehdrde)

- Wasserwirtschaftsamt Ansbach

- Zweckverband Wasserversorgung Markt Erlbacher Gruppe

Die eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen wurden dem Vorhabens-
trdger mit Schreiben vom 24.03.2015 zur Erwiderung Ubermittelt. Mit Schreiben
vom 16.12.2015 hat der Vorhabenstrager seine schriftichen Erwiderungen vorge-
legt.

Die Einwendungen und Stellungnahmen wurden am 14.03.2016 im Birgerhaus zu
Markt Erlbach erortert. Die Behodrden und Verbande sowie die privaten Einwender
wurden unter Ubersendung der jeweiligen Erwiderung des Vorhabenstragers hier-
von benachrichtigt; im Ubrigen erfolgte eine ortsiibliche Bekanntmachung. Das Er-
gebnis des Erorterungstermins ist aktenkundig in einer Niederschrift festgehalten.

Aus Anlass von Einwendungen und als Ergebnis der Erdrterung hat der Vorha-
benstrager eine Planédnderung (Tektur) in das Verfahren eingebracht. Die Tektur
hat im Wesentlichen folgenden Inhalt:

e Beibehaltung der Bestandszufahrten zu den forstwirtschaftlichen Grundsti-
cken;

e Wegfall des Waldsaumumbaus im Bereich vom Waldrand bis zum eigentli-
chen Baubeginn (mit Verziehung);

e Komplettriickbau des Anschlusses der alten Staatsstrafle an die neue Staats-
stral3e ca. bei km 0+620 bis zur ersten Zufahrt.
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1.2

Entscheidungsgriinde
Die Entscheidung beruht auf folgenden rechtlichen Erwagungen:

Verfahrensrechtliche Bewertung
Notwendigkeit der Planfeststellung

Die Regierung von Mittelfranken ist gemaf Art. 39 Abs. 1 BayStrWG und Art. 3
Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG die sachlich und ortlich zustandige Behdrde, um das An-
hdrungsverfahren durchzufihren und den Plan festzustellen.

Nach Art. 36 Abs. 1 BayStrWG durfen StaatsstraRen nur gebaut oder wesentlich
geandert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist. Die Planfeststellung entfallt
vorliegend nicht aus den in Art. 38 Abs. 3 BayStrWG und Art. 74 Abs. 7 BayVwVfG
genannten Grinden.

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschliel3lich der
notwendigen Folgemalnahmen im Hinblick auf alle von ihm berthrten 6ffentlichen
Belange festgestellt und es werden alle 6ffentlich- rechtlichen Beziehungen zwi-
schen dem Tréger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsge-
staltend geregelt (Art. 75 Abs. 1 BayVwVfG).

Die straRenrechtliche Planfeststellung macht alle nach anderen Rechtsvorschriften
notwendigen Offentlich- rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse,
Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich (Art 75 Abs. 1
Satz 1 BayVwVfG). Hiervon ausgenommen ist die wasserrechtliche Erlaubnis nach
§ 8 WHG. Auf Grund von 8§ 19 Abs. 1 WHG kann die Regierung jedoch auch tber
die Erteilung wasserrechtlicher Erlaubnisse in diesem Planfeststellungsbeschluss
entscheiden. Gleiches gilt fur die straBenrechtlichen Verfligungen nach dem Baye-
rischen StraRen- und Wegegesetz.

Verfahren zur Prafung der Umweltvertraglichkeit

Eine Umweltvertraglichkeitspriifung war fir das Vorhaben nicht durchzuftihren, da
die in Art. 37 BayStrWG genannten Voraussetzungen hier nicht vorliegen. Diese
Vorschrift ist durch das Bayer. UVP- Richtlinie- Umsetzungsgesetz (BayUVPR-
LUG) vom 27.12.1999 in das Bayer. Stral3en- und Wegegesetz eingefiigt worden.
Auch die UVP- RL der Européischen Union verlangt obligatorisch eine Umweltver-
traglichkeitsprifung nur fir Autobahnen, Schnellstraen und vier- oder mehrspuri-
ge StraBen (Art. 4 Abs. 1 i. V. m. Anhang | Nr. 7 b und c). Um eine derartige
Strale handelt es sich bei dem gegenstéandlichen Vorhaben nicht. Fir andere
StralRen sieht die UVP- RL (Art. 4 Abs. 2 i. V. m. Anhang Il Nr. 10 e) eine Auswabhl
der Mitgliedstaaten gemaf Art. 4 Abs. 3i. V. m. Anhang IIl vor. Diese ist durch das
genannte BayUVPRLUG erfolgt.

Auch die mit dem Vorhaben verbundene Waldrodung begriindet keine Verpflich-
tung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung oder einer standortbe-
zogenen Vorprufung des Einzelfalls nach § 3c Satze 2 und 3 UVPG i. V. m. Nr.
17.2.3 der Anlage 1 zum UVPG oder nach Art. 39a Abs. 1 Nr. 3 BayWaldG. Denn
der Umfang der Waldrodung belauft sich auf nur 9.020 m2, also auf weniger als 1
ha, dem Schwellenwert fir die Durchfiihrung einer standortbezogenen Vorprifung
des Einzelfalles (nach UVPG) bzw. demjenigen fur die Durchfiihrung einer UVP
(nach BayWaldG i. V. m. BayVwVfG). Entgegen der vom Bund Naturschutz vertre-
tenen Auffassung ist die Waldflache, die zur Waldrandumgestaltung vorgesehen
ist, nicht der Rodungsflache zuzuschlagen. Denn die umgestalteten Waldrandfla-
chen bleiben auch nach der Umgestaltung Wald im Sinne des Waldgesetzes, eine
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Rodung, also eine Umwandlung der Flachen in eine andere Nutzungsart, geht mit
der Waldrandumgestaltung nicht einher, weil eine gestufte Waldrandgestaltung mit
Hecken etc. geschaffen werden wird. Diese Auffassung wurde von dem Amt fir
Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten im Rahmen des Erdrterungstermins besta-
tigt.

Unabhangig davon sind aber alle entscheidungserheblichen Auswirkungen des
Vorhabens auf die Umwelt in den Planunterlagen dargestellt und bei Erlass dieses
Beschluss berticksichtigt worden.

Materiell-rechtliche Wirdigung
Ermessensentscheidung

Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des 6ffentlichen Wohls unter
Beachtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit
vernunftigerweise geboten ist. Die verbindlich festgestellte Straenplanung ent-
spricht den Ergebnissen der vorbereitenden Planung, ist auch im Hinblick auf die
enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt, berlicksichtigt die in den Stra-
Rengesetzen und anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden
Planungsleitsatze, Gebote und Verbote und entspricht schlie3lich den Anforderun-
gen des Abwagungsgebotes.

Planrechtfertigung / Notwendigkeit der MaRhahme

Der richtlinienkonforme Ausbau der zwei Teilstlicke der Staatsstrafle 2252 im
Waldstiick zwischen Linden und Markt Erlbach ist aus Griinden des Gemeinwohls
objektiv notwendig. Hierfur ist es nicht erforderlich, dass das Vorhaben unaus-
weichlich ist, sondern es genligt, wenn es verninftigerweise geboten ist, weil ge-
messen an den Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsgesetzes ein Bedarf
besteht, der das Vorhaben notwendig macht (vgl. BVerwG, Urteil vom 16.03.2006,
BVerwGE 125, 116-325). Vor dem Hintergrund, dass Staatsstrallen zusammen mit
den Bundesfernstraf3en ein Verkehrsnetz bilden und dem Durchgangsverkehr die-
nen (vgl. Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayStrWG) und nach Art. 9 Abs. 1 BayStrWG in einem
dem regelméRigen Verkehrsbediirfnis genligenden Zustand zu bauen und zu un-
terhalten sind, ist ein solcher Bedarf fir das Vorhaben anzuerkennen.

Im Ausbauabschnitt verlauft die St 2252 Uberwiegend kurvig und unstetig. Der
StralRenverlauf ist hier durch dicht aufeinander folgende, nicht relationstrassierte
Kurvenradien gepragt. Die Streckencharakteristik der St 2252 entspricht im ge-
planten Bauabschnitt damit nicht den Anforderungen an die Streckenfiihrung mo-
derner, sicherer und leistungsfahiger Staatsstralen  (unzureichende
Sichtverhdltnisse, schlechter Stral3enzustand, Mangel bei der Knotenpunktausbil-
dung). Dies wird durch die festgestellte Unfallhaufigkeit belegt:

Im Zeitraum 2004 bis 2013 ereigneten sich im Zuge der St 2252 im Ausbaubereich
insgesamt 32 Unfélle. Die Unfallfolgen waren 2 Tote, 10 Schwerverletzte und 19
Leichtverletzte. Bei Uber 80 % der Unfélle handelte es sich um einen Fahrunfall,
bei weiteren 10 % waren es Langsverkehrsunfélle. Beide Unfalltypen untermauern
die vorhandenen Unstetigkeiten in der Linienfiihrung des vorgelegten Planungsab-
schnittes. Bei den restlichen 10 % der Unfélle handelte es sich um Unfalle beim
Ein-/Abbiegen, welchen durch den regelgerecht geplanten Knotenpunkt (Linksab-
biegespur, Tropfen, verbesserte Sichtverhaltnisse) Rechnung getragen wird. Im
Zeitraum zwischen 2003 bis 2005 und 2006 bis 2008 war dieser Bereich bereits
als Unfallhaufungslinie festgestellt. Deshalb wurde deren Beseitigung in das Pro-
gramm ,Sichere LandstraRe“ aufgenommen. Im letzten dreijahrigen Betrachtungs-
zeitraum 2012 bis 2014 ereigneten sich 15 Unfalle mit insgesamt 1 Toten, 4
Schwer- und 9 Leichtverletzten. Fur diesen Zeitraum war dieser Streckenabschnitt
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wieder als Unfallhdufungslinie ausgewiesen. Seit dem 01.01.2015 wurden bereits
wieder 5 Unfalle mit insgesamt 2 Schwer- und 2 Leichtverletzten (bis 29.02.2016)
erfasst.

Durch die BaumalRnahme wird die Trassenfuhrung in Lage und HOhe gedndert
und der Waldrand umstrukturiert, was die Konfliktpunkte erheblich reduziert und
die Verkehrssicherheit deutlich erhéht. Die geplante Linienfihrung im Grund- und
Aufriss erflllt die Anforderungen des Regelwerkes fiir Fahrgeschwindigkeiten von
bis zu 100 km/h, was der zulassigen Hochstgeschwindigkeit auf zweistreifigen
Stral3en entspricht. Die Fahrbahnbreiten sind so geplant, dass alle nach der Stra-
Renverkehrszulassungsordnung zugelassenen Fahrzeuge sich problemlos begeg-
nen konnen. Durch eine bessere Linienfiihrung werden die Sichtverhaltnisse und
die Befahrbarkeit verbessert. Der Knotenpunkt mit der Einmindung der GVS Met-
telaurach wird durch die Linksabbiegestreifen verkehrsgerecht gestaltet. Die Wald-
randumgestaltung innerhalb der Ausbaustrecke stellt sicher, dass feste
Hindernisse einen ausreichend grof3en Abstand zum Fahrbahnrand haben.

Seitens einer Reihe von Einwenderinnen und Einwendern wird bezweifelt, dass die
MalRnahme geeignet sei, die Verkehrssicherheit zu erhdohen. Es wird argumentiert,
dass die auf dem Ausbauabschnitt dokumentierten Unfallereignisse stets durch
Fahrfehler wie beispielsweise Uberhthte Geschwindigkeit verursacht worden sei-
en. Diese Unfallursachen lieRen sich durch einen StraRenausbau nicht beseitigen.

Die Planfeststellungsbehtrde vermag dieser Argumentation im Ergebnis nicht zu
folgen. Zwar trifft es natirlich zu, dass das Begehen von Fahrfehlern als solches
durch eine Anderung der Streckencharakteristik nicht beeinflusst werden kann.
Jedoch geht die Planfeststellungsbehérde davon aus, dass sich die aus Fahrfeh-
lern resultierende Unfallhdufigkeit und -schwere sehr wohl durch den richtlinien-
konformen Ausbau der Strecke gunstig beeinflussen lassen. Denn es ist
anzunehmen, dass die beschriebenen Trassierungsméngel der Bestandstrasse
neben den Fahrfehlern fur die festgestellte Unfallhdufigkeit und -schwere mitur-
sachlich sind. Dies folgt zwanglos aus der Feststellung, dass sich die festgestellte
Unfallhaufigkeit ausgerechnet auf den nicht richtlinienkonformen Streckenabschnitt
konzentriert, wahrend andere, im Wesentlichen richtlinienkonforme Abschnitte der
St 2252 weitgehend unfallunaufféllig sind. Wobei nichts fur die Annahme spricht,
dass die genannten Fahrfehler zufalliger Weise nur auf dem verfahrensgegen-
standlichen Streckenabschnitt, nicht aber auch auf anderen Streckenabschnitten
begangen wirden. Darf also zum Beispiel unterstellt werden, dass auch auf (weit-
gehend) richtlinienkonformen, unfallunauffalligen Streckenabschnitten in ahnli-
chem Umfang mit Uberhohter Geschwindigkeit gefahren wird wie auf dem
verfahrensgegenstandlichen, liegt eine Mitursachlichkeit der mangelhaften Stre-
ckencharakteristik fur die Zahl und Schwere der Unfalle auf der Hand. Es ent-
spricht auch der fachlichen Erfahrung des Sachgebietes 31 (Stralenbau) der
Regierung von Mittelfranken, dass Fahrfehler besonders in Verbindung mit einem
unstetigen Fahrbahnverlauf, wie er hier im Bestand vorzufinden ist, zu schweren
Unféllen fihren, so dass der unstetige, nicht richtlinienkonforme Fahrbahnverlauf
miturséchlich fur die Zahl und Schwere der Verkehrsunfélle ist. Im Umkehrschluss
ist die Planfeststellungsbehdrde davon Uberzeugt, dass der richtlinienkonforme
Umbau des Streckenabschnittes zu einer Verringerung von Zahl und Schwere der
Unfallereignisse fiihren wird, also geeignet ist, das Planungsziel zu erreichen. Aus
gleichem Grunde wird der Ausbau von der zustandigen Verkehrsunfallkommission
gefordert.

Weiterhin wird von einigen Einwenderinnen und Einwendern befiirchtet, dass die
verfahrensgegenstandliche MaRnahme zur Bekampfung der Unfalltrachtigkeit der
Strecke ungeeignet sei, weil die Planung wiederum eine Kurve, keine Gerade, be-
inhalte, so dass ein gefahrloses Uberholen auch nach Durchfiihrung der Baumaf-
nahme nicht risikofrei moglich sein werde.
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Auch diese Beflrchtung teilt die Planfeststellungsbehérde nicht. Zwar trifft es zu,
dass die Strecke auch nach dem Ausbau eine Kurve beschreiben wird, so dass die
Sichtweiten auch nach dem Ausbau fiir ein gefahrloses Uberholen nicht immer
ausreichend sein werden. Dies andert aber nichts an der Eighung des Ausbaus
zur Bekampfung der Unfalltréchtigkeit der Strecke, weil in der Unfallauswertung
keine Unfélle bekannt sind, die im Zusammenhang mit Uberholvorgangen stehen.
Dabei soll nicht in Abrede gestellt werden, dass auf der Strecke mitunter riskante
Uberholmandver durchgefiihrt werden, wie sie von einigen Einwenderinnen und
Einwendern im Erdrterungstermin auch eindrucksvoll geschildert wurden. Indessen
sind aber diese riskanten Uberholmanéver offensichtlich nicht ursachlich fir die
Unfalltrachtigkeit der Strecke, so dass der von einigen Einwenderinnen und Ein-
wendern gezogene Schluss, die MalBhahme sei zur Bekampfung der Unfalltrach-
tigkeit der Strecke ungeeignet, weil sie kein gefahrloses Uberholen ermégliche,
nicht verfangt.

Im Anhorungsverfahren wurde wiederholt auch die Beflirchtung gedufRlert, dass
durch den Ausbau héhere Fahrtgeschwindigkeiten ermdglicht wirden, wodurch
sogar mit einer Erhéhung des Unfallpotentials bzw. mit einer h6heren Zahl schwe-
rer Unfélle zu rechnen sei. Diese Befiirchtung habe in friheren Jahren auch ein
Vertreter des damaligen Stralenbauamtes Ansbach geteilt, der geduf3ert habe, ein
Ausbau sei nicht beabsichtigt, denn man wolle ,keine Rennstrecke bauen®.

Die Planfeststellungsbehdrde teilt diese Befurchtungen indessen nicht. Die Erfah-
rungen der bayerischen Strafenbauverwaltung zeigen, dass sich auf nach den
geltenden StrafRenbaurichtlinien ausgebauten StralRenabschnitten deutlich weniger
Unfélle ereignen als vor dem Ausbau der entsprechenden (unfallauffalligen) Stre-
cken. Diese Erfahrungen decken sich auch mit dem allgemeinen verkehrswissen-
schaftlichen Meinungsstand, den die von den Einwenderinnen und Einwendern
zitierte Einzelmeinung eines Vertreters des damaligen Strallenbauamtes Ansbach
nicht zu erschittern vermag. Es sind deshalb keine Umsténde ersichtlich, die die
Besorgnis begriinden kénnten, dass sich nach dem Ausbau des gegenstandlichen
Abschnittes die Unfallsituation nicht wie bei vergleichbaren Ausbauvorhaben ver-
bessern wird.

Die im Anhdrungsverfahren geltend gemachte Beflirchtung, mit dem Ausbau wer-
de sich die Zahl der Wildunfalle erhthen, teilt die Planfeststellungsbehérde ebenso
nicht. Zwar ist das insbesondere von dem Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten angefuihrte Argument, dass sich der neue umgestaltete Waldrandstreifen
als Asungsflache fur Rehwild eigne und deshalb zu einem vermehrten Austritt des
Rehwildes aus dem Hochwald fuhren werde, nicht von der Hand zu weisen. Eine
Erhdhung der Wildunfallgefahr ist nach Auffassung der Planfeststellungsbehdrde
mit diesem Effekt jedoch nicht verbunden, weil zum einen das dsende Wild auf
dem Waldrandstreifen einige Zeit verweilen wird und es zum anderen von den
Verkehrsteilnehmern besser als im Hochwald erkannt werden kann, so dass die
Chancen, einem Wildunfall - etwa durch vorsorgliches Herabsetzen der Fahrge-
schwindigkeit - vorzubeugen, gegenuber der Bestandssituation, in der das Wild
unvermittelt aus dem Hochwald auf die Fahrbahn treten kann, deutlich steigen
durften. Die potentielle Gefahrerh6hung durch vermehrten Wildaustritt wird nach
Auffassung der Planfeststellungsbehérde durch diese verbesserte Friiherkennung
zumindest kompensiert, wenn nicht sogar tberkompensiert. Aus gleichem Grunde
ist auch die Errichtung eines Wildschutzzaunes nicht erforderlich, die sich ohnehin
an Straflen mit plangleichen Knoten und sonstigen Zufahrten nicht anbietet (vgl.
die - hier freilich nur als Orientierungshilfe anwendbaren - Richtlinien fur Wild-
schutzzaune an BundesfernstralRen des Bundesministers fiir Verkehr, VKBI. 1985,
H. 14, S. 453-456).

Die von dem Bund Naturschutz in Bayern e. V. aufgeworfene Frage nach der Ver-
lasslichkeit der von dem Vorhabenstrédger angestellten Verkehrsprognose kann
dahin gestellt bleiben, da sich die Notwendigkeit der MalRnahme nicht erst aus der
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zukinftigen Verkehrsentwicklung ergibt. Die Unfallhdufung ist bereits bei der ge-
genwartigen Verkehrsbelastung bzw. bei derjenigen der vergangenen Jahre fest-
zustellen.

Die fur den Ausbau sprechenden Belange rechtfertigen auch die Inanspruchnah-
me von Eigentum und die sonstigen Auswirkungen des Vorhabens. Wie nachfol-
gend noch dargestellt wird, sind die entgegenstehenden Belange nicht so
gewichtig, als dass sie einen Verzicht auf den Ausbau der St 2252 erfordern wur-
den.

Offentliche Belange
Raumordnung, Landes- und Regionalplanung

Zentrales Ziel der Landesentwicklung ist die Schaffung mdglichst gleichwertiger
Lebens- und Arbeitsbedingungen. Hierflr ist eine gute verkehrliche ErschlieBung
aller Landesteile erforderlich. Dieses Ziel lasst sich in dem weitraumigen Flachen-
staat Bayern mit einer leistungsfahigen Stral3eninfrastruktur erreichen.

Das Vorhaben entspricht grundsatzlich den Zielen und Grundsatzen des Regio-
nalplanes der Region Westmittelfranken (RP 8), insbesondere dem Ziel B V (neu)
1.4.2, in dem StralRenbaumalRnahmen fir den regionalen und Uberdrtlichen Ver-
kehr in Teilrdumen der Region genannt werden, die vorrangig durchgefiihrt werden
sollen. Fur den Mittelbereich Neustadt a.d.Aisch wird hier die Anbindung des Nah-
bereichs Markt Erlbach an das Mittelzentrum Bad Windsheim genannt. GemaR
Begriindung sind neben dem dort genannten Ausbau der St 2252 in der Orts-
durchfahrt und westlich von Linden (Markt Markt Erlbach) dartber hinaus weitere
AusbaumalRnahmen an der Staatsstraf3e St 2252 (insb. Linden bis Markt Erlbach)
notwendig. Ziele oder Grundsétze des Regionalplans Westittelfranken stehen dem
Vorhaben nicht entgegen. Die hohere Landesplanungsbehoérde sowie der Pla-
nungsverband Westmittelfranken haben keine Einwendungen erhoben.

Planungsvarianten

Aus dem fachplanungsrechtlichen Abwégungsgebot ergibt sich auch die Pflicht,
planerische Varianten in Betracht zu ziehen (vgl. z. B. BVerwG, Beschluss vom
24.04.2009, NuR 2009, 480-481). Die Planfeststellungsbehérde ist hierbei aber
nicht verpflichtet, jede nur denkbare Variante genauer zu untersuchen. Insbeson-
dere ist sie nicht gendétigt, Alternativen zu prifen, die auf ein anderes Projekt hin-
auslaufen (BVerwG, Urteil vom 06.11.2012, BVerwGE 145, 40-67).

Beschreibung der Varianten

Folgende vom Vorhabenstrager untersuchte, von Dritten im Verfahren vorgeschla-
gene oder von der Planfeststellungsbehorde fur vertretbar gehaltene Trassenalter-
nativen wurden geprift und in die Abwégung eingestellt:

e Nullvariante

Die Nullvariante beinhaltet die Beibehaltung der jetzigen Trassierung (Verzicht
auf einen Ausbau der St 2252) unter Anordnung eines Tempolimits von 70
km/h und eines Uberholverbotes in beiden Fahrtrichtungen liber die gesamte
unfalltrachtige Strecke.

Die Nullvariante wird von einer grof3en Zahl der Einwenderinnen und Einwen-
der préaferiert, die sich auch auf Stimmen aus der Bundes- und Landespolitik
berufen.
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Variante 1 (Ursprungsvariante)

Bauabschnitt 1: Im ersten Bauabschnitt erfolgt stidlich eine Kurvenabflachung,
um eine stetige Radienfolge zu erreichen. Die Abweichung vom Bestand be-
tragt maximal 5 m. Der Baubeginn vom ersten Bauabschnitt liegt ca. 2700 m
westlich von Markt Erlbach auf der vorhandenen Trasse der St 2252. Im weite-
ren Verlauf schwenkt die Trasse leicht in stdlicher Richtung vom Bestand ab
(Kurvenabflachung) und endet nach ca. 220 m auf der bestehenden Trasse der
St 2252. Der Bauabschnitt hat eine Lange von 220 m und enthalt insgesamt
sechs Grundstiickszufahrten. Die Langsheigung variiert im Streckenabschnitt
zwischen 1,65 % und 2,40 %.

Bauabschnitt 2: Im Bauabschnitt 2 wird die bestehende doppel-S-férmige Lini-
enfihrung im Rahmen einer Neutrassierung durch einen Bogen ersetzt, um die
Sichtverhaltnisse zu verbessern und eine stetige Linienfihrung zu erhalten. Die
Vorgaben fir eine Relationstrassierung werden eingehalten. Die Abweichung
betragt in diesem Abschnitt bis zu ca. 40 m in nérdlicher Richtung. Die beste-
hende Fahrbahn der St 2252 wird in diesem Bereich auf eine Breite von 3 m
rickgebaut und beidseitig angeschlossen. Sie dient kinftig als offentlicher
Feld- und Waldweg fir die Zufahrt zu den sidlich gelegenen Waldgebieten.
Der Baubeginn vom zweiten Bauabschnitt liegt ca. 2000 m westlich von Markt
Erlbach. Nach ca. 60 m wird die alte Trasse der St 2252 in nordlicher Richtung
verlassen. Bei Bau-km 1+060 wird die neue Trasse wieder an die vorhandene
Trasse angebunden. Nach einer Baulange von 620 m endet der zweite Bauab-
schnitt. Bei Bau-km 0+920 wird die GVS nach Mettelaurach uber eine Einmin-
dung mit Fahrbahnteiler (Tropfen) an die St 2252 angebunden. Der
Bauabschnitt hat eine Lange von 620 m und enthalt insgesamt zwei Wegan-
bindungen und zwei Grundstiickszufahrten. Die Langsneigung variiert im Stre-
ckenabschnitt zwischen 0,60 % und 2,20 %.

Die gewahlten Trassierungselemente entsprechen den einschlagigen Richtli-
nien des Stral3enbaus. Die Entwéasserungsmulden werden in den beiden Bau-
abschnitten an die neuen Trassen angepasst und an das vorhandene
Entwasserungssystem angeschlossen.

In beiden Bauabschnitten sowie auRerhalb der Ausbaustrecke (vom Waldrand
bei Linden bis zum Beginn des Bauabschnittes 1) wird beidseits der Strafe ein
bis zu 8 Meter breiter Waldstreifen umgebaut, so dass feste Hindernisse einen
ausreichend groRen Abstand zum Fahrbahnrand einhalten (Waldrandumge-
staltung).

Variante 2 (Ursprungsvariante ohne Waldrandumagestaltunq)

Bei Variante 2 wird auf die Waldrandumgestaltung verzichtet. Ansonsten wie
Variante 1.

Variante 3 (Schutzplankenvariante)

Bei Variante 3 wird ebenfalls auf die Waldrandumgestaltung verzichtet. Statt ih-
rer werden beidseitig Schutzeinrichtungen (Schutzplanken) errichtet. Ansons-
ten wie Variante 1.

Untervariante

Wie Variante 3, jedoch unter gleichzeitiger Schaffung eines Begleitweges flr
die Forstwirtschaft.



Planfeststellungsbeschluss vom 31.05.2016, Gz. RMF-SG32-4354-3- 2 Seite 17

23.2.2

e Variante 4 (Tekturvariante)

Bei Variante 4 werden samtliche Bestandszufahrten zu den forstwirtschaftli-
chen Grundstiicken beibehalten. Auf die Waldrandumgestaltung auf3erhalb der
Ausbaustrecke (vom Waldrand bei Linden bis zum Beginn des Bauabschnittes
1) wird verzichtet. Auf den Anschluss der alten Staatsstralle an die neue
Staatsstrafe ca. bei km 0+620 bis zur ersten Zufahrt wird verzichtet, die alte
Staatsstralle wird in diesem Bereich komplett zuriickgebaut. Ansonsten wie
Variante 1.

Zusatzliche Varianten wurden nicht untersucht, da nur kleinraumige Verbesserun-
gen notwendig sind und der Streckenverlauf der bestehenden St 2252 als
Zwangspunkt wirkt. Eine bestandsnahere Linienfihrung ist nicht moglich, da
dadurch die erforderlichen Mindesttrassierungselemente nicht eingehalten werden
kénnen.

Vergleich der Varianten und Bewertung im Hinblick auf das Gesamtkonzept

Die Nullvariante scheidet als Alternative aus, da mit ihr die unter C. 2.2. genannten
Planungsziele nicht erreicht werden kénnen. Ohne einen Ausbau der Strecke blei-
ben die straRenbaulichen Defizite weiter bestehen; diesen kann auch nicht allein
mit verkehrsregelnden MalRnahmen wirkungsvoll begegnet werden.

Dies gilt nach Uberzeugung der Planfeststellungsbehérde nicht nur fir die bislang
erprobten stralRenverkehrsrechtlichen MalRnahmen, sondern auch fir das von den
Einwenderinnen und Einwendern geforderte stralenverkehrsrechtliche Malnah-
menpaket aus Anordnung eines Tempolimits von 70 km/h und eines Uberholver-
botes in beiden Fahrtrichtungen Uber die gesamte unfalltréchtige Strecke. Zwar
trifft es zu, dass dieses MalRnahmenpaket bislang nicht erprobt wurde, doch halt
es die Planfeststellungsbehérde fiir nicht erforderlich, der sinngemaf3en Anregung
aus den Reihen der Einwenderinnen und Einwender zu entsprechen und eine Ent-
scheidung Uber den vorliegenden Planfeststellungsantrag bis zur Durchflihrung ei-
ner Erprobungsphase durch die Untere StraRenverkehrsbhehdrde auszusetzen.
Denn die Planfeststellungsbehérde ist auch ohne Durchfiihrung einer Erprobungs-
phase davon Uberzeugt, dass es nicht méglich ist, allein mittels des Malihahmen-
pakets das Planungsziel, also insbesondere die Beseitigung der
Unfallhaufungsstelle, zu erreichen. Diese Uberzeugung beruht auf folgenden Uber-
legungen:

Hinsichtlich des vorgeschlagenen Uberholverbotes gilt, wie bereits oben ausge-
fuhrt wurde, dass in der Unfallauswertung keine Unfalle bekannt sind, die im Zu-
sammenhang mit Uberholvorgangen stehen. Uberholvorgange sind in Folge
dessen offensichtlich nicht urséachlich fur die Unfalltréachtigkeit der Strecke, so dass
ein Uberholverbot auch nicht geeignet wére, die Unfallhaufung zu bekampfen.

Bezlglich der geforderten Beschrankung der Hochstgeschwindigkeit auf 70 km/h
ergibt sich die mangelnde Geeignetheit dieser Malinahme zum einen daraus, dass
die auf dem Ausbauabschnitt situationsbedingt gefahrlos fahrbare Geschwindigkeit
abhangig von den Witterungsverhéltnissen auch deutlich niedriger sein kann als
70 km/h, so dass eine Geschwindigkeitsbeschrankung, die geeignet ware, die vor-
handenen Trassierungsmangel bei allen Witterungsverhaltnissen ausreichend zu
kompensieren, gar nicht verfiigt werden kdnnte - oder so niedrig ausfallen misste,
dass sie der Verkehrsfunktion einer Staatsstraf3e nicht gerecht wirde und zudem
an die Grenzen der Rechtmé&Rigkeit stoRen wirde. Gleichzeitig wirde eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auch die Zielsetzung des Art. 9 Abs. 1 BayStrWG kon-
terkarieren, so dass sich die Nullvariante tGiberdies auch als ein anderes Projekt im
Rechtssinn darstellt, auf das sich die Planfeststellungsbehdrde nicht verweisen
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lassen muss (vgl. hierzu auch BVerwG, Beschluss vom 30.10.2013 - 9 B 18/13 —
juris).

Zum anderen ergibt sich die mangelnde Geeignetheit der geforderten Geschwin-
digkeitsbegrenzung aber auch daraus, dass es keine Gewahr dafur gibt, dass die
Geschwindigkeitsbegrenzung auch in einem Umfang eingehalten werden wirde,
der fir eine effektive Kompensierung der Trassierungsmangel ausreichend waére.
Zwar kénnte, wie von einigen Einwenderinnen und Einwendern gefordert, die Ge-
schwindigkeitsbegrenzung durch verstarkte Geschwindigkeitskontrollen flankiert
werden, doch zeigt die Erfahrung, dass Geschwindigkeitskontrollen stets nur einen
zeitlich und / oder ortlich begrenzten Praventionseffekt bewirken und keinesfalls
sicherstellen konnen, dass eine Geschwindigkeitsbegrenzung dauerhaft und weit-
gehend ausnahmslos von den Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmern
eingehalten wird. Dies ware nach Auffassung der Planfeststellungsbehérde aber
Voraussetzung, um mit hinlanglicher Gewissheit erwarten zu durfen, dass die
Trassierungsmangel durch eine Geschwindigkeitsbeschréankung ausreichend
kompensiert und damit die Unfallhdufungsstelle auch ohne Ausbaumalnahme be-
seitigt werden kann. Sie vertritt im Ubrigen in diesem Zusammenhang die Auffas-
sung, dass der Trager der StraRenbaulast durchaus auch veranlasst ist, Unfallen
und Unfallfolgen vorzubeugen, die mitursachlich auf einem rechtsuntreuen Verhal-
ten von Verkehrsteilnehmern beruhen. Dies folgt schon aus der Uberlegung, dass
von dem durch rechtsuntreues Verhalten ausgeltsten Unfallgeschehen auch un-
beteiligte Dritte in Mitleidenschaft gezogen werden kénnen.

Die Variante 1 (Ursprungsvariante) erreicht die unter C. 2.2. genannten Planungs-
ziele, fuhrt aber teilweise zu Eingriffen in Eigentum sowie Natur und Landschatft,
die sich als nicht erforderlich und damit als unverhaltnismanig erweisen.

Zum einen besteht keine zwingende Notwendigkeit, die Zufahrten zu den forstwirt-
schaftlichen Grundstiicken in der zuerst beantragten Weise zusammen zu legen.
Grundsatzlich ist zwar eine Reduzierung von Zufahrten im Sinne der Verkehrssi-
cherheit wiinschenswert. Die Unfallauswertung zeigt aber, dass in vorliegendem
Fall Unfalle mit ein- oder ausfahrenden land- oder forstwirtschaftlichen Fahrzeugen
fur die Unfallhdufung nicht pragend sind. Hinzu kommt, dass forstwirtschaftliche
Zufahrten - anders als Zufahrten zu landwirtschaftlich bewirtschafteten Flachen -
mit sehr geringerer Frequenz genutzt werden, so dass die Wahrscheinlichkeit von
Unfallen mit dem Staatsstral3enverkehr hier sehr gering ist.

Ebenfalls keine Notwendigkeit besteht fir die beantragte Waldrandumgestaltung
auBBerhalb der Ausbaustrecke (vom Waldrand bei Linden bis zum Beginn des Bau-
abschnittes 1). Auf diesem Teilabschnitt sind namlich keine Unfalle registriert. Und
die ,Richtlinien fur passiven Schutz an StraBen durch Fahrzeug-
Ruckhaltesysteme® (RPS) der Forschungsgesellschaft fur StralRen- und Verkehrs-
wesen vom August 2009, aus welchen sich auch die fachlichen Voraussetzungen
fur die Beseitigung von Hindernissen herleiten lassen, gelten bei vorhandenen
Stral3en nur, wenn neue Gefahrstellen, Unfallhdufungen und sonstige Unfallauffal-
ligkeiten festzustellen sind (Ziffer 1 Absatz 3 lit. b), d) und e) der RPS).

SchlieB3lich besteht auch keine erkennbare Notwendigkeit, die alte StaatsstralRe an
die neue StaatsstralRe ca. bei km 0+620 anzuschliel3en.

Bei Variante 2 (Ursprungsvariante ohne Waldrandumgestaltung) wird auf die
Waldrandumgestaltung ersatzlos, auch im Ausbaubereich, verzichtet. Damit
schont diese Variante zwar Eigentum sowie Natur und Landschaft, steht aber nicht
im Einklang mit den fachlichen Vorgaben der RPS, die gleichsam als geronnener
Sachverstand beziiglich der Anforderungen an eine verkehrssichere Gestaltung
von StralRen gelten dirfen. Im Ausbaubereich ist die RPS anwendbar, weil es sich
um eine Unfallhaufungsstelle auf einer vorhandenen Strafle handelt (Ziffer 1 Ab-
satz 3 lit. d) der RPS). Aus Ziffer 3.3.1.1 (,Kritische Abstande®) i. V. m. Bild 7 und
Bild 3 der RPS ergibt sich, dass vor nicht verformbaren Einzelhindernissen (wie in
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vorliegendem Fall gréRere BAume) unter den vorliegenden Geschwindigkeits- und
Topographieverhaltnissen entweder ein Abstand von etwa acht Metern vom Stra-
Benrand einzuhalten ist oder dass, wenn und soweit dieser Abstand nicht einge-
halten wird, die Errichtung von Schutzeinrichtungen (Schutzplanken) erforderlich
ist. Der Verzicht auf beides - Waldrandumgestaltung und Schutzplanken - wird
damit den sicherheitstechnischen Anforderungen nicht gerecht, so dass die Vari-
ante 2 zu verwerfen ist.

Bei Variante 3 (Schutzplankenvariante) wird ebenfalls auf die Waldrandumgestal-
tung verzichtet, statt ihrer werden aber beidseitig Schutzeinrichtungen (Schutz-
planken) errichtet. Damit schont diese Variante ebenfalls Eigentum sowie Natur
und Landschaft und wird den fachlichen Anforderungen der RPS besser als Vari-
ante 2 gerecht. Allerdings ist die Errichtung von Schutzeinrichtungen im Rege-
lungssystem der RPS gegeniiber einer Beseitigung der Hindernisse grundsétzlich
subsidiar (Ziffer 3.1 Absatz 1 der RPS). Hinzu kommt, dass diese Variante wegen
der notwendigen Mindestlangen (Ziffer 3.3.1.4 Absatz 1 lit. a) der RPS) der
Schutzeinrichtungen (,Wirklangen®) von etwa 60 Metern dazu fuhren wirde, dass
eine groRe Zahl der vorhandenen forstwirtschaftlichen Zufahrten aufgegeben und
zusammengelegt werden missten. Da diese Zufahrten nach den glaubhaften
Schilderungen der betroffenen Grundstiickseigentiimerinnen und -eigentiimer auf
die vorhandenen Rlckewege ausgerichtet sind, wiirde deren Zusammenlegung
einen kosten- und arbeitsintensiven Umbau der betroffenen Waldflachen bedin-
gen, um ein neues Rickewegesystem anzulegen. Wenngleich im Grundsatz kein
Anspruch auf Erhalt jedweder Grundstiickszufahrt besteht, erscheint dieser Ge-
sichtspunkt als durchaus abwagungsrelevant, wobei die Planfeststellungsbehérde
den Eindruck gewonnen hat, dass sich die betroffenen Grundstuckseigentimerin-
nen und -eigentiimer durch eine Reduzierung der Zufahrten noch mehr als durch
die mit einer Waldrandumgestaltung verbundenen Einschréankungen beeintrachtigt
sehen wirden. In Verbindung mit dem genannten Subsidiaritdtsaspekt aus Zif-
fer 3.1 Absatz 1 der RPS kommt die Planfeststellungsbehdrde daher zu dem
Schluss, dass die Variante 3 im Ergebnis gegentiber der planfestgestellten Varian-
te 4 (Tekturvariante) nicht als vorzugswirdig anzusehen ist.

Dasselbe gilt fur eine im Erorterungstermin kurz andiskutierte Untervariante der
Variante 3, namlich die beidseitige Errichtung von Schutzeinrichtungen (Schutz-
planken) unter gleichzeitiger Schaffung eines Begleitweges. Diese Untervariante
wirde zwar wohl ein neues Rickewegesystem entbehrlich machen, ware aber
wiederum mit Waldverlusten zu Lasten der Grundstiickseigentiimerinnen und -
eigentiimer sowie mit deutlichen Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden,
wodurch die theoretischen Vorteile der Variante 3 gegenuber der Variante 4 zu-
mindest aufgezehrt, wenn nicht sogar in ihr Gegenteil verkehrt wiirden. Hinzu
kommt, dass sich der Markt Markt Erlbach deutlich gegen die Schaffung eines Be-
gleitweges ausgesprochen hat.

Nach Abwagung aller Vor- und Nachteile der untersuchten Varianten gibt die Plan-
feststellungsbehotrde deshalb der Variante 4 (Tekturvariante) den Vorzug. Sie stellt
bei Bericksichtigung aller betroffenen Belange die insgesamt ausgewogenste L6-
sung dar. Sie erreicht die unter C. 2.2. genannten Planungsziele, vermeidet nicht
erforderliche Eingriffe in Eigentum sowie Natur und Landschaft und wird zugleich
den sicherheitstechnischen Anforderungen gerecht. Zudem erweist sie sich im
Hinblick auf die Belange der Forstwirtschaft wohl als etwas schonender als die Va-
riante 3.

Ausbaustandard (Linienfihrung, Gradiente, Querschnitt)

Die Dimensionierung und Ausgestaltung des planfestgestellten Vorhabens sowie
der Folgemaflinahmen entspricht auch im Detail einer sachgerechten Abwégung
der widerstreitenden Belange und dem VerhaltnisméRigkeitsgebot.
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Die der Planung zu Grunde liegenden ,Richtlinien fir die Anlage von LandstrafRen
— RAL® bringen die anerkannten Regeln der Technik flr die Anlage von StralRen
zum Ausdruck. Eine StralRenplanung, die sich an deren Vorgaben orientiert, ver-
stoRRt deshalb insoweit nur unter besonderen Umstéanden gegen das fachplaneri-
sche Abwagungsgebot (BVerwG, Urteil vom 19.03.2003, DVBI 2003, 1069-1074).
Solche besonderen Umstande liegen auch bei Berlicksichtigung der konkreten ort-
lichen Gegebenheiten und der im Anhorungsverfahren gewonnenen Erkenntnisse
nicht vor.

Die der planfestgestellten Trasse zu Grunde liegende Entwurfsgeschwindigkeit ist
im Hinblick auf Funktion der St 2252 zutreffend gewahlt. Die gewahlten Trassie-
rungselemente gentigen den einschlagigen Grenz- und Richtwerten der RAL. Die
Entwurfselemente sind aufeinander abgestimmt, so dass keine fahrdynamisch be-
denklichen Unstetigkeiten mehr auftreten. Der fur die Fahrbahn gewahlte Regel-
querschnitt ist sachgerecht und erforderlich, aber auch ausreichend fur die
Bewaltigung der Verkehrsmenge.

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass die einzelnen StraRenbestandteile
nur so grold bemessen wurden, wie es fur eine gefahrlose Abwicklung der Ver-
kehrsbelastung erforderlich ist. Eine (weitere) Reduzierung des Ausbaustandards
ist insbesondere im Hinblick auf Verkehrssicherheitsbhelange nicht vertretbar.

Immissionsschutz (Verkehrslarmschutz / Schadstoffbelastung)

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Larmschutzes sowie den
Belangen der Luftreinhaltung vereinbar. Dies hat das Sachgebiet 50 (Technischer
Umweltschutz) der Regierung von Mittelfranken bestatigt. Denn im Einwirkungsbe-
reich des Vorhabens liegen keine relevanten Immissionsorte, die nachstliegende
Wohnbebauung ist ca. einen Kilometer entfernt. Zudem verursacht das Vorhaben
keinen Mehrverkehr. Nahere Untersuchungen eribrigen sich deshalb. Einwendun-
gen hinsichtlich des Immissionsschutzes sind zudem nicht erhoben worden.

Naturschutz und Landschaftspflege

Verbote

Zwingendes Naturschutzrecht steht dem Vorhaben im Ergebnis nicht entgegen.

Schutzgebiete/ geschitzte Flachen/ allgemeiner Artenschutz

FFH- und SPA- Gebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Solche Gebiete
liegen auch nicht im Umfeld des Vorhabens in einer Entfernung, in der Beeintrach-
tigungen durch das Vorhaben zumindest denkbar waren.

Der Planungsraum liegt aber innerhalb der Schutzzone des Naturparkes Franken-
hohe, die nach § 3 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung Uber den ,Naturpark Frankenho-
he* vom 6. Dezember 1988 (GVBI S. 384 - im Folgenden ,NVO* genannt) die
Voraussetzungen eines Landschaftsschutzgebietes erfullt. GemaR § 6i. V. m. § 4
Nr. 3 lit. a) NVO sind u.a. alle Handlungen verboten, die erhebliche oder nachhalti-
ge Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft verursachen. Durch das Vorha-
ben wird neben Flacheninanspruchnahmen und Versiegelung von
forstwirtschaftlichen Flachen in geringerem Umfang auch das Landschaftsbild
dauerhaft verdndert. Aufgrund der Betroffenheit der dargestellten Strukturen und
Schutzgiter sowie der damit einhergehenden Beeintrachtigen der einzelnen
Schutzguter ist nach Einschatzung der Hoheren Naturschutzbehdrde ein erhebli-
cher Eingriff in Natur und Landschaft gegeben.
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Fir die Errichtung oder die wesentliche Anderung von StraRen ist jedoch gemaR
87 Abs. 1 Nr. 2i. V. m. Abs. 3 Satz 1 NVO u. a. dann eine Erlaubnis zu erteilen,
wenn die nachteiligen Wirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen wer-
den konnen. Nach den Feststellungen der Hoheren Naturschutzbehotrde sind die
planfestgestellten AusgleichsmalRnahmen in Verbindung mit den Auflagen unter
A.3.3 geeignet, die Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen.
Damit ist die Erlaubnis zu erteilen. Sie wird von der Konzentrationswirkung des
Planfeststellungsbeschlusses erfasst, ein gesonderter Ausspruch ist nicht erforder-
lich (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG).

In weitere Schutzgebiete nach 8§ 20 ff. BNatSchG greift das Vorhaben nicht ein.

Dem allgemeinen Artenschutz dienen die in § 39 Abs. 5 BNatSchG niedergelegten
Vorschriften des Lebensstattenschutzes. Nach § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG
ist es insbesondere verboten, Baume in bestimmter Lage, Hecken, lebende Zau-
ne, Gebusche und andere Gehdlze in der Zeit vom 1. Mérz bis zum 30. September
abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen mit Ausnahme schonender Form-
und Pflegeschnitte zur Gesunderhaltung der Baume. Zudem ist gem. § 39 Abs. 7
BNatSchG i. V. m. Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayNatSchG, verboten, in der freien
Natur Hecken, lebende Zaune, Feldgehdlze oder -gebiische einschlie3lich Uferge-
hélze oder —geblische zu roden, abzuschneiden, zu fallen oder auf sonstige Weise
Zu beeintrachtigen.

Es ist nicht ganzlich auszuschliel3en, dass im Zuge der Realisierung der Mal3nah-
me sonstige Lebensstatten, die dem gesetzlichen Schutz des § 39 Abs. 5 Satz 1
BNatSchG oder des Art. 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayNatSchG unterliegen, beein-
trachtigt werden. Gem. 8§ 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG gelten diese Verbote
jedoch nicht fir - wie vorliegend - nach 8§ 15 BNatSchG zulassige Eingriffe in Natur
und Landschaft (siehe dazu unten). Mit der Abarbeitung der Anforderungen der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird den betroffenen Artenschutzbelan-
gen durch entsprechende Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzverpflichtungen
bereits Rechnung getragen (so die Begriindung des angenommenen Anderungs-
antrags BT-Drs. 16/13430). Unabhéngig davon sieht die festgestellte Planung vor,
die vorgesehenen Geholzrodungen auf3erhalb der Vogelbrutzeit, d. h. nur im Zeit-
raum vom 01.10. bis 28./29.02, vorzunehmen (siehe Ziffer 5.5 der Unterlage 1 T).

Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP)

Die Prifung des speziellen Artenschutzrechtes (88 44, 45 BNatSchG) ist Voraus-
setzung flr die naturschutzrechtliche Zulassung eines Vorhabens. Sie soll die ar-
tenschutzrechtlichen Verbotstatbestande nach 8§ 44 BNatSchG bezuglich der
gemeinschaftsrechtlich geschutzten Arten (alle europaischen Vogelarten gem. Art.
1 der Vogelschutzrichtlinie — VRL — 79/409/EWG sowie Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie 92/43/EWG) ermitteln und darstellen sowie prifen, ob ggf. die na-
turschutzfachlichen Voraussetzungen fir eine Ausnahme von den Verboten gem.
§ 45 Abs. 7 BNatSchG gegeben sind.

Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG, die hier
nach MalRgabe des § 44 Abs. 5 Satze 2 bis 5 BNatSchG gelten, stehen der Zulas-
sung des Vorhabens nicht entgegen.

Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach § 44 BNatSchG setzt eine ausreichen-
de Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten Arten vo-
raus. Der Prifung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu werden, fur die
eine verbotstatbestandsmallige Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit hin-
reichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle). Die Un-
tersuchungstiefe hangt mafRgeblich von den naturraumlichen Gegebenheiten im
Einzelfall ab. Das Recht nétigt nicht zu einem Ermittlungsaufwand, der keine zu-
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satzliche Erkenntnis verspricht (vgl. BVerwG, Beschlisse vom 18.06.2007, NuR
2007, 754-757, und vom 13.03.2008 - 9 VR 9/07- juris).

Der Vorhabenstrager hat in vorliegendem Verfahren darauf verzichtet, eine geson-
derte Unterlage zur Prifung des speziellen Artenschutzrechtes vorzulegen. Er hat
sich darauf beschrénkt, die Ergebnisse der von ihm durchgefiihrten artenschutz-
rechtlichen Prifung unter Ziffer 5.5 des Erlauterungsberichtes kurz darzustellen.
Diese Vorgehensweise erscheint der Planfeststellungsbehérde in vorliegendem
Fall ausnahmsweise als gerade noch ausreichend, um eine artenschutzrechtliche
Beurteilung durchzufihren.

Die Hohere Naturschutzbehorde hat festgestellt, dass unter Berlicksichtigung der
von dem Vorhabenstrager vorgesehenen Vermeidungsmafnahmen (Gehdlzent-
fernung zwischen 01.10. und 01.03) nach dem derzeitigen Erkenntnisstand davon
auszugehen ist, dass keine Verbotstatbestande des § 44 BNatSchG erfullt werden.

Die Untere Naturschutzbehorde hat allerdings insbesondere im Hinblick auf die
streng geschiitzte Gelbbauchunke Bedenken angemeldet und als Ergebnis einer
worst-case-Betrachtung eine Reihe weiterer Vermeidungsmaflinahmen eingefor-
dert, die sinngemalR in den vorliegenden Planfeststellungsbeschluss als Nebenbe-
stimmungen unter Ziffer A.3.3 eingeflossen sind.

Auch der Bund Naturschutz in Bayern e. V. (BN) befiirchtet, dass im Eingriffsbe-
reich potentielle Lebensraume fir Gelbbauchunken bestehen kénnten. Des Weite-
ren fordert der BN, HOhlenbdume zu kennzeichnen und (einschl. der
Wurzelbereiche) zu schitzen und zu vermeiden, dass das Regenriickhaltebecken
Restwasser staut. Auch diesen Beflirchtungen und Forderungen wird durch die
Nebenbestimmungen unter Ziffer A.3.3 Rechnung getragen.

Insgesamt kommt die Planfeststellungsbehérde zu dem Schluss, dass jedenfalls
unter Berlcksichtigung der von dem Vorhabenstrager vorgesehenen Vermei-
dungsmafinahmen in Verbindung mit den Nebenbestimmungen unter Ziffer A.3.3
keine Verbotstatbestdnde des 8 44 BNatSchG erfullt werden. Dies gilt auch im
Hinblick auf die neuere Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts im sog.
"Freiberg- Urteil" (BVerwG, Urteil vom 14.07.2011, BVerwGE 140, 149-178), nach
der die gesetzliche Freistellung unvermeidbarer Tétungen vom Verbot nach § 44
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG im Zusammenhang mit der Zerstérung von Fortpflanzungs-
und Ruhestétten durch § 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG nicht im Einklang mit Uni-
onsrecht steht.

Berticksichtigung der Naturschutzbelange

Bei der stralBenrechtlichen Planfeststellung ist die Umweltvertraglichkeit im Rah-
men der Abwagung zu berticksichtigen. Fur Natur und Landschaft werden diese
Belange konkretisiert durch die in 8 1 BNatSchG enthaltenen Ziele des Natur-
schutzes, der Landschaftspflege und des Schutzes von Lebensrdumen. Die sich
hieraus ergebenden Anforderungen sind untereinander und gegen die sonstigen
Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft abzuwagen.

Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewaltigung)
Eingriffsregelung

Nach den Bestimmungen des § 15 BNatSchG hat der Vorhabenstrager, der Ein-
griffe (siehe dazu § 14 BNatSchG) in Natur und Landschaft vornimmt, vermeidbare
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeintrachtigungen
sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten
Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeintréachtigungen von Natur
und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Unvermeidbare Beeintrachtigungen
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hat der Vorhabenstrager auszugleichen (AusgleichsmalRnahmen) oder in sonstiger
Weise zu ersetzen (Ersatzmalinahmen). Ein Eingriff darf nicht zugelassen werden,
wenn die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist
auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der
Landschaftspflege bei der Abwégung aller Anforderungen an Natur und Land-
schaft im Rang vorgehen.

Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbstandig neben den
fachplanungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwGE 85, 348, 357). Die Pru-
fungsstufen sind einzuhalten. Es gilt aber auch das Ubermafverbot (BVerwG, Ur-
teil vom 18.03.2009, UPR 2010, 62-64, zur bis 28.02.2010 geltenden Rechtslage).

Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeintrachtigungen

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Beschluss
vom 30.10.1992, NVwZ 1993, 565) stellt das Gebot, vermeidbare Beeintrachtigun-
gen von Natur und Landschaft bei Eingriffen zu unterlassen (8 15 Abs. 1
BNatSchG), striktes Recht dar. Die Planfeststellungsbehérde hat dieses Vermei-
dungsgebot also zu beachten, wobei jedoch der Begriff der Vermeidbarkeit nicht in
einem naturwissenschaftlichen Sinn zu verstehen ist, sondern der rechtlichen Ein-
grenzung anhand der Zielsetzung der Eingriffsregelung bedarf. Als vermeidbar ist
nach dem Bundesnaturschutzgesetz im Ergebnis eine Beeintrachtigung anzuse-
hen, wenn das erforderliche Vorhaben an der vorgesehenen Stelle ohne oder mit
geringeren Beeintrachtigungen unter verhaltnismafligem Mitteleinsatz verwirklicht
werden kann. Das Vermeidungsgebot verlangt also nicht eine Unterlassung des
Vorhabens oder die Wahl einer anderen Variante, sondern die Vermeidung zu er-
wartender Beeintrachtigungen bei Durchfihrung des Vorhabens in derjenigen Va-
riante, die zuvor nach Fachplanungskriterien ausgewéahlt wurde.

Die festgestellte Planung entspricht diesem strikten naturschutzrechtlichen Gebot.

Durch das Vorhaben werden zwar Waldflachen in Anspruch genommen. Neben
der Flacheninanspruchnahme und Versiegelung der forstwirtschaftlichen Flache
wird dadurch in geringerem Umfang auch das Landschaftsbild dauerhaft veran-
dert. Aufgrund der Betroffenheit der dargestellten Strukturen und Schutzgtter so-
wie der damit einhergehenden Beeintrachtigen der einzelnen Schutzguter ist ein
erheblicher Eingriff in Natur und Landschaft gem. § 14 BNatSchG gegeben. Még-
lichkeiten, die entstehenden Beeintrachtigungen mit zumutbarem Aufwand weiter
zu verringern, sind aber unter Berlcksichtigung der von dem Vorhabenstrager
vorgesehenen VermeidungsmaRnahmen in Verbindung mit den Nebenbestim-
mungen unter Ziffer A.3.3 dieses Beschlusses nicht erkennbar. So wurde auf An-
regung des Bund Naturschutz und der Unteren Naturschutzbehdrde u.a. auch
festgelegt, dass die notwendigen Bauzaune zum Schutz der Héhlenbaume, Ge-
lAndemulden, Feuchtflachen und Eichen in einem eigenstéandigen Plan darzustel-
len und der Unteren Naturschutzbehtrde vor Beginn des Baues vorzulegen sind
(ziffer A. 3.3.10).

Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen, naturschutzrechtliche Abwéagung

Die Verpflichtung zu moglichen Ausgleichsmalinahmen ist nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. BVerwG, Beschluss vom 30.10.1992,
NVwZ 1993, 565, und Urteil vom 01.09.1997, NuR 1998, 41) striktes Recht, also
einer Abwagung nicht zuganglich. Seit 01.03.2010 steht der Ersatz gleichwertig
neben dem Ausgleich (vgl. § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG).

Ausgeglichen ist eine Beeintrachtigung, wenn und sobald die beeintrachtigten
Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und
das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist
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(8 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG). Ersetzt ist eine Beeintrachtigung, wenn und so-
bald die beeintrachtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Natur-
raum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild
landschaftsgerecht neu gestaltet ist (8§ 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG).

Der Vorhabenstrager hat in vorliegendem Verfahren darauf verzichtet, einen ge-
sonderten Landschaftspflegerischen Begleitplan vorzulegen. Er hat sich darauf
beschrankt, die Ergebnisse der von ihm durchgefihrten Planung unter Ziffer 5 des
Erlauterungsberichtes kurz darzustellen. Diese minimalistische Darstellung kann
auf Grund des vergleichsweise geringen Eingriffsumfangs und der nur durch-
schnittlichen Biotopqualitédt des Eingriffsbereiches ausnahmsweise gerade noch
akzeptiert werden.

Die Hohere Naturschutzbehorde hat festgestellt, dass die dargestellten und plan-
festgestellten AusgleichsmafRnahmen auf den Fl.-Nrn. 97/1, 98, 99 und 100, Ge-
markung Neuziegenriick, geeignet sind, die Beeintrdchtigungen des Eingriffs in
Natur und Landschaft zu kompensieren, wobei die sach- und fachgerechte Umset-
zung der MaBRhahmen eine 6kologische Baubegleitung erfordere. Die Planfeststel-
lungsbehdrde schlie3t sich der Einschatzung der Hoheren Naturschutzbehdrde an;
die O0kologische Baubegleitung wurde mit Nebenbestimmung A.3.3.1 beauflagt.

Auf agrarstrukturelle Belange wurde bei der Auswahl der Ausgleichsflachen Ruck-
sicht genommen, insbesondere werden fiir die landwirtschaftliche Nutzung beson-
ders geeignete Boden nur im unbedingt notwendigen Umfang in Anspruch
genommen.

Gemal § 15 Abs. 4 BNatSchG sind Ausgleichs- und Ersatzmalnahmen in dem
jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten, der Unterhaltungszeitraum ist von
der Behorde im Zulassungsbescheid festzusetzen. Fir Eingriffe mit dauerhafter
Beanspruchung von Flachen wie hier ist es aus naturschutzfachlicher Sicht not-
wendig, auch die entsprechenden Kompensationsflachen dauerhaft bereitzustellen
und den jeweiligen Pflegezielen entsprechend auf Dauer zu unterhalten. Dement-
sprechend wurde unter A.3.3.12 eine Verpflichtung zur dauerhaften Pflege und
Unterhaltung der in den Planunterlagen dargestellten KompensationsmalRnahmen
ausgesprochen.

Gewasserschutz
Entwasserung

Die Gesamtausbaustrecke der St 2252 wird in drei Entwasserungsabschnitte ein-
geteilt. Dabei werden die Grenzen der betrachteten Abschnitte durch Gefallewech-
sel des Gelandes, durch Kreuzungen der Planungsstrecke mit anderen
Verkehrswegen und Einleitstellen des anfallenden Oberflachenwassers definiert.

In den Entwasserungsabschnitten 1 (von Bau-km 0+000 bis Bau-km 0+220) und 3
(von Bau-km 0+915 bis Bau-km 1+100) wird das anfallende Oberflachenwasser
der Fahrbahn seitlich tGber Bankett und Béschung in parallel verlaufende Entwas-
serungseinrichtungen abgeleitet. Bei Bau-km 0+206 wird das aus dem 0&stlichen
Bereich anfallende Wasser in einem Durchlass DN 400 zur nérdlichen Mulde
Ubergeleitet, um es nicht in die Wasserschutzgebietszone zu leiten. Soweit Zufah-
ren geplant sind, werden die Entwasserungsmulden unterbrochen und durch
Durchlasse miteinander verbunden.

Das im Entwasserungsabschnitt 2 anfallende Oberflachenwasser der Fahrbahn
wird Uber Einseitneigung und Bankett in eine Entwasserungsmulde auf der Stdsei-
te der St 2252 abgefihrt und dem neu zu bauenden Regenrtickhaltebecken (RRB)
bei Bau-km 0+900 zugeleitet. Das RRB hat ein Volumen von rd. 175 m3, der vor-
gesehene Drosselabfluss Qpr betragt 8,78 I/s. Es ist als Trockenbecken geplant,
fullt sich also nur, wenn der Zufluss groRRer als der Drosselabfluss ist. Der Drossel-
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abfluss wird Uber einen Leichtflissigkeitsabscheider gefiihrt und in einen Recht-
eckschacht geleitet. Das Wasser aus dem Schacht wird tber eine Rohrleitung DN
500 in einen Graben zum Vorfluter Pilsenbach (Gewasser Ill. Ordnung) geleitet.
Das aus nordlicher Richtung aus den Auf3eneinzugsgebieten auf die St 2252 zu-
flieRende Oberflachenwasser sowie das auf den nordlichen Béschungs- und Mul-
denflaichen  anfallende  Oberflachenwasser wird in  der noérdlichen
Entwasserungsmulde gefasst und am Tiefpunkt der Entwasserungsmulde etwa bei
Bau-km 0+900 Uber einen Durchlass DN 500 am geplanten Regenriickhaltebe-
cken vorbei gefihrt.

Die geplanten Einleitungen sind gem. 88 8 und 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG gestattungs-
pflichtig. Die Gestattungen werden von der Konzentrationswirkung der Planfest-
stellung gem. 8§ 19 Abs. 1 WHG nicht erfasst, sondern unter A. 4. gesondert
ausgesprochen.

Die Gestattungen fur die Einleitungen kénnen gemafi 88 12, 15, 55 und 57 WHG
in der Form der gehobenen Erlaubnis erteilt werden. Beeintrachtigungen des
Wohls der Allgemeinheit bzw. Rechtsbeeintrachtigungen oder Nachteile fiir Dritte
sind bei plangemaRer Errichtung und ordnungsgeméfiem Betrieb der vorgesehe-
nen Entwasserungseinrichtungen nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik und Beachtung der unter A. 4. auf der Grundlage von § 13 WHG verflig-
ten Nebenbestimmungen nicht zu erwarten. Insbesondere ist durch die Einleitun-
gen auch keine nachteilige Verdnderung der Beschaffenheit der
Gewassereigenschaften zu erwarten, was auch das Wasserwirtschaftsamt Ans-
bach bestatigt hat. Die Wasserrechtsbehtrde hat das Einvernehmen gemanR § 19
Abs. 3 WHG erklart.

Das Wasserwirtschaftsamt Ansbach hat sich mit den in der Planung gewahlten
technischen Grundsatzen fur die Sammlung, Ableitung und Behandlung des Ab-
wassers einverstanden erklart und bestétigt, dass die Planung die Grundsatze des
8§ 6 WHG beachtet. Fachliche Bedenken gegen die Erteilung der ausgesprochenen
wasserrechtlichen Erlaubnisse hat es unter Maf3gabe der von ihm vorgeschlage-
nen Nebenbestimmungen nicht erhoben. Die Planfeststellungsbehérde hat die
vorgeschlagenen Nebenbestimmungen weitestgehend unter A.4.2 dieses Plan-
feststellungsbeschlusses tbernommen.

Auf die vorgeschlagene Befristung der Erlaubnis wurde entsprechend standiger
Verwaltungspraxis allerdings verzichtet, weil die Nutzung des verfahrensgegen-
standlichen StralRenabschnittes (und damit auch diejenige seiner Entwéasserung)
auf unbestimmte Dauer angelegt ist. Wasserwirtschaftliche Belange werden durch
den Verzicht auf die Befristung jedoch nicht verletzt, weil moéglichen zukilnftigen
Anderungserfordernissen hinsichtlich des Entwasserungssystems durch § 13
Abs. 1 WHG und durch den verfugten Auflagenvorbehalt (A.4.2.3.8) ausreichend
Rechnung getragen ist.

Im Interesse eines einheitlichen Verwaltungsvollzuges hat die Planfeststellungs-
behtrde aulerdem darauf verzichtet, dem Vorhabenstrager die Eigeniberwa-
chung nach der Eigeniiberwachungsverordnung (EUV) zwingend aufzugeben;
statt dessen wurde mit der Nebenbestimmung A.4.2.3.2 festgelegt, dass Art, Um-
fang und Haufigkeit der vorzunehmenden Messungen, Untersuchungen, Aufzeich-
nungen und Vorlageberichte mit dem Wasserwirtschaftsamt Ansbach
abzustimmen sind. Dies hat zum Hintergrund, dass in jingerer Zeit in einer Reihe
von Fallen zwischen Vorhabenstrdgern und Wasserwirtschaftsverwaltung einver-
nehmlich individuelle L6sungen der Eigeniiberwachung gefunden werden konnten.
Den wasserwirtschaftlichen Belangen wird mit der Nebenbestimmung A.4.2.3.2
ausreichend Rechnung getragen, weil es der Wasserwirtschaftsverwaltung unbe-
nommen bleibt, weiterhin auf der Umsetzung der EUV zu bestehen, falls eine ein-
vernehmliche individuelle Losung nicht gefunden werden sollte.
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Fur eine Aufnahme des vom Bayerischen Bauernverband sowie von verschiede-
nen Einwendern beantragten Verfahrensvorbehalts nach § 14 Abs. 5 WHG in die-
sen Beschluss ist kein Raum, da greifbare Anhaltspunkte fur die Maoglichkeit
nachteiliger Wirkungen durch die unter A. 4.1 gestatteten Benutzungen nicht er-
kennbar sind; substantiierte Einwendungen wurden insoweit nicht erhoben. Auch
das Wasserwirtschaftsamt Ansbach hat einen derartigen Verfahrensvorbehalt nicht
gefordert. Im Ubrigen kann die wasserrechtliche Erlaubnis gem. § 13 Abs. 1 WHG
und durch den Auflagenvorbehalt (A.4.2.3.8) ohnehin auch nachtréaglich mit In-
halts- und Nebenbestimmungen verbunden werden, um nachteilige Wirkungen flr
andere zu vermeiden oder auszugleichen.

Wasserschutzgebiet

Sudlich der St 2252 verlauft die Grenze der weiteren Schutzzone WIII des Was-
serschutzgebietes fiur die Quellen ,Rangleinsbrunnen (Quelle 1) und ,Brunnenwie-
senquelle” (Quelle 11 und 1) in der Marktgemeinde Markt Erlbach. Das
Auslaufbauwerk mit Ableitung des geplanten Regenriickhaltebeckens, das zur ge-
drosselten Entwasserung des auflerhalb des Wasserschutzgebietes belegenen
StralRenkorpers dient, liegt teilweise in der Schutzzone WIII des Wasserschutzge-
bietes.

Gemald § 3 Abs. 1 Ziffer 3.2 der Verordnung des Landratsamtes Neustadt a. d.
Aisch - Bad Windsheim Uber das Wasserschutzgebiet der Quellen ,Rangleins-
brunnen" (Quelle I) und ,Brunnenwiesenquellen (Quelle I, Ill) in der Gemeinde
Markt Erlbach (Landkreis Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim) vom 19.11.2008
(im Folgenden WSG-VO genannt) ist es in der Schutzzone WIII verboten, Abwas-
ser, das auB3erhalb des Wasserschutzgebietes gesammelt wird, durch die Schutz-
zone WIII durchzuleiten.

Von dem genannten Verbot kénnen allerdings unter anderem dann Ausnahmen
zugelassen werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert.

Die Voraussetzung fir die Zulassung einer Ausnahme von dem genannten Verbot
liegt vor. Das Wohl der Allgemeinheit erfordert es, das Auslaufbauwerk mit Ablei-
tung an dem planfestgestellten Ort, also innerhalb der Schutzzone WIII zu situie-
ren. Dass der richtlinienkonforme Ausbau der zwei Teilstiicke der StaatsstralRe
2252 als solcher aus Grinden des Gemeinwohls objektiv notwendig ist, wurde
oben bereits begriindet (Kapitel C.2.2). Auf Grund des Ausbaus ist es des Weite-
ren erforderlich, das anfallende Oberflachenwasser tberhaupt tber ein Regen-
rickhaltebecken zu  sammeln und die Ableitung aus diesem
Regenriickhaltebecken durch die Schutzzone WIII zu fihren. Das Regenriickhal-
tebecken ist erforderlich, um die notwendige quantitative und qualitative Oberfla-
chenwasserbehandlung sicher zu stellen. Der diesbzgl. Nachweis wurde in
Unterlage 13 geftihrt. Daraus ist ersichtlich, dass es durch das Regenrickhaltebe-
cken zu einer Reduzierung der Einleitungsmenge in den Graben zum Pilsbach
(50,5 I/s statt bisher 85,04 I/s) im Vergleich zum Bestand kommt. Die Ableitung aus
dem Regenrickhaltebecken befindet sich an einem topographischen Tiefpunkt.
Eine Ableitung nach Norden Richtung Mettelaurach ist aus topographischen Grin-
den nicht mdglich. Deshalb muss das Regenriickhaltebecken aus zwingenden
technischen Griinden in den Graben zum Pilsbach entwassern - so wie die beste-
hende Staatsstrafl3e auch schon.

Nachdem die Voraussetzungen vorliegen, kommt die Planfeststellungsbehérde in
Ausiibung des ihr eingerdaumten Ermessens zu dem Ergebnis, die Ausnahmen zu-
zulassen. Die Entscheidung uber die Zulassung der Ausnahmen wird von der
Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses erfasst, ein gesonderter
Ausspruch ist nicht erforderlich (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG).
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Die Ermessensentscheidung beruht im Wesentlichen auf folgenden Uberlegungen:
Die fur das Vorhaben sprechenden Gemeinwohligriinde (siehe oben Kapitel C.2.2)
sind nach Auffassung der Planfeststellungsbehdrde so gewichtig, dass sie die po-
tentielle Gefahrdungen des Wasserschutzgebietes, welchen durch die in Rede
stehenden Verbote vorgebeugt werden soll, im konkreten Fall deutlich Gberwiegen.
Dabei waren neben der vergleichsweise geringen rdumlichen Ausdehnung der in-
soweit eintretenden potentiellen Geféahrdungen auch die vergleichsweise schwa-
che Belastung des hier zu sammelnden und abzuleitenden Abwassers
(StraRenoberflachenwassers) zu bertcksichtigen: Der Drosselabfluss wird Uber ei-
nen Leichtflissigkeitsabscheider gefiihrt, um sicherzustellen, dass kein ver-
schmutztes Wasser der direkt anschlieRenden Wasserschutzzone IlI zugeleitet
wird. Ein moglicher Notabschlag bei Uberschreiten des geplanten Maximalwasser-
spiegels von 407,80 m {. NN wird tiber eine Uberlaufschwelle in einen Rechteck-
schacht abgeleitet. Um auch durch den Notabschlag keine Leichtflissigkeiten
abzufihren, wird vor der Uberlaufschwelle eine schwimmende Tauchwand instal-
liert. Diese MalRnahmen sind in dem Erlauterungsbericht (Kapitel 4.12) beschrie-
ben, planfestgestellt und damit fur den Vorhabenstrager verbindlich festgesetzt.
Weiterhin hat die Planfeststellungsbehdrde berticksichtigt, dass die geplanten
MaRnahmen die Schutzzone WIII nur im auRersten Randbereich beriihren, so
dass davon ausgegangen werden kann, dass der Schutzbedarf hier vergleichs-
weise geringer zu bewerten ist als bei der Inanspruchnahme von Standorten, die
naher am Zentrum des Wasserschutzgebietes belegen sind. SchlieBlich war zu-
gunsten der Zulassung einer Ausnahme in die Abwagung der Umstand einzustel-
len, dass die Grenze der Schutzzone WIIl in dem einschlagigen Abschnitt
unmittelbar entlang der Bestandstrasse der Staatsstral3e St 2252 verlauft, wobei
das Oberflachenwasser der StaatsstraRe im Bestand ohne Vorreinigung dem Vor-
flutgraben zum Pilsenbach zugefluhrt wird. Es ist deshalb von einer nicht unerheb-
lichen Vorbelastung der Schutzzone WIII in diesem Randbereich auszugehen. Das
Regenriickhaltebecken in Verbindung mit dem im Auslaufbereich geplanten Leicht-
flussigkeitsabscheider fuhrt zu einer Reinigung des anfallenden Oberflachenwas-
sers. Insgesamt findet durch das Regenriuckhaltebecken eine deutliche
Verbesserung gegenuber dem derzeitigen Zustand statt.

Gemall 84 Abs. 2 2. Halbsatz WSG-VO hat die Planfeststellungsbehérde die
Ausnahmen mit folgenden Bedingungen und Auflagen verbunden:

Auf Anregung des Zweckverbandes Wasserversorgung Markt Erlbacher Gruppe
und des Sachgebietes 42 (Gewasserschutz, Abfallrecht) des Landratsamtes Neu-
stadt a. d. Aisch - Bad Windsheim wurden unter den Ziffern A.3.2.1 und A.3.2.2
dieses Beschlusses zusatzlich folgende Nebenbestimmungen zum Gewasser-
schutz festgesetzt: Soweit die MaRnahme in der Wasserschutzzone Il des Zweck-
verbandes Wasserversorgung Markt Erlbacher Gruppe liegt (RRB mit Ableitung),
sind die Richtlinien fir solche Schutzzonen strikt einzuhalten. Bei der Anpassung
bzw. Errichtung neuer Zufahrten ist darauf zu achten, dass Erdaufschliisse nur mit
dem urspriinglichen Erdaushub wiederverfillt werden dirfen und die Bodenaufla-
ge wiederhergestellt werden muss. Sollten in der Zone 11l des Wasserschutzgebie-
tes groRere Erdaufschlisse erforderlich sein bzw. weitere Verbote oder
Beschrénkungen der Wasserschutzgebietsverordnung nicht eingehalten werden
kénnen, ist hierfir eine Ausnahmegenehmigung von der Wasserschutzgebietsver-
ordnung beim Landratsamt Neustadt a. d. Aisch - Bad Windsheim zu beantragen.
Innerhalb des Wasserschutzgebietes dirfen weder Baustelleneinrichtungen noch
ein Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen wie Fahrzeugbetankungen oder Ab-
lagerungen von belastetem Material erfolgen.

Daruber hinaus sind folgende MalRnahmen zum Gewasserschutz in dem Erlaute-
rungsbericht (Kapitel 6.3) beschrieben, planfestgestellt und damit fir den Vorha-
benstrager verbindlich festgesetzt: Die Bankette entlang der Sidseite werden
gemal Ziff. 6.2.3 RiStWag ausgebildet. Die Einrichtung der Baustelleneinrichtung
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wird aufl3erhalb des Wasserschutzgebietes vorgesehen. Eventuell erforderliche
Flachen zur Zwischenlagerung von Abfallen werden auB3erhalb des Wasser-
schutzgebietes angelegt. Wird beim Ausheben der Baugrube verunreinigtes Erd-
reich festgestellt, wird es beseitigt. Wahrend der Bauzeit wird fiir eine schadlose
Ableitung des Niederschlags- und Drainagewassers gesorgt. Es werden keine
Baustoffe oder Fullmaterialien verwendet, bei denen nach Herstellung des Bau-
vorhabens beispielsweise durch &uf3ere Einwirkungen eine chemische oder bakte-
riologische Beeintrachtigung des Untergrundes oder der Gewasser zu besorgen ist
(Bauschutt, belasteter Erdaushub, Schalungséle, Betonzusatzmittel, Vergussmas-
sen und weitere). Recyclingmaterialien (beispielsweise Elektroofenschlacke,
Hochofenschlacke, Huttensand, LD-Schlacke, Schmelzkammergranulat, RCL /
aufbereiteter Bauschutt) werden in der Wasserschutzzone Il nicht verwendet.

Land- und Forstwirtschaft als dffentliche Belange
Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Belangen der Land- und Forstwirtschaft

Das Vorhaben beansprucht in nicht unerheblichem Umfang Flachen, die bisher
land- bzw. forstwirtschaftlich genutzt werden. Die Uberprifung und Abwagung aller
betroffenen Interessen ergibt jedoch, dass der StraRenbau dennoch mit den Be-
langen der Land- und Forstwirtschaft vereinbar ist. Dies gilt sowohl im Hinblick auf
die vorhabensbedingte Belastung der Land- und Forstwirtschaft allgemein als auch
hinsichtlich der individuellen Betroffenheit einzelner Betriebe. Eine weitere Minde-
rung der Eingriffe in die Belange der Land- und Forstwirtschaft ist wegen der ver-
kehrlichen Notwendigkeit und bei sachgerechter Bewertung anderer Belange nicht
moglich. Uber die Inanspruchnahme von Flachen hinaus sind die Belange der
Land- und Forstwirtschaft zwar noch durch weitere mittelbare Auswirkungen des
Vorhabens (z. B. Anschneidungen) betroffen. Diese Beeintrachtigungen lassen
sich im Hinblick auf eine ausgewogene und fahrdynamische StraRenfilhrung je-
doch nicht vermeiden und sind so weit wie méglich reduziert und nicht so erheb-
lich, als dass sie zusammen mit den Flachenverlusten der Zulassigkeit des
Vorhabens letztlich entgegen stiinden.

Existenzgefahrdungen landwirtschaftlicher Betriebe treten durch den mit dem Vor-
haben verbundenen Flachenverbrauch nicht ein.

Einwendungen des Amtes fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

e Das Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach hat aus landwirt-
schaftlicher Sicht keine Einwendungen gegen das Vorhaben erhoben, aber ge-
fordert, dass die Erreichbarkeit der landwirtschaftlichen Flachen wéhrend und
nach der Bauphase sichergestellt werden muisse. Diese Forderung ist durch
schriftliche Zusage des Vorhabenstragers weitestgehend entsprochen worden.

e Aus forstwirtschaftlicher Sicht hat das Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten Ansbach zum einen die Errichtung eines Wildschutzzaunes gefordert.
Dieser Forderung wird nicht entsprochen; die Planfeststellungsbehérde teilt
namlich die Befirchtung, mit dem Ausbau werde sich ohne Wildschutzzaun die
Zahl der Wildunfélle erhéhen, nicht. Zwar ist das von dem Amt fir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten angefiihrte Argument, dass sich der neue umge-
staltete Waldrandstreifen als Asungsflache fur Rehwild eigne und deshalb zu
einem vermehrten Austritt des Rehwildes aus dem Hochwald fihren werde,
nicht von der Hand zu weisen. Eine Erhéhung der Wildunfallgefahr ist nach
Auffassung der Planfeststellungsbehérde mit diesem Effekt jedoch nicht ver-
bunden, weil zum einen das asende Wild auf dem Waldrandstreifen einige Zeit
verweilen wird und es zum anderen von den Verkehrsteilnehmern besser als
im Hochwald erkannt werden kann, so dass die Chancen, einem Wildunfall -
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etwa durch vorsorgliches Herabsetzen der Fahrgeschwindigkeit - vorzubeugen,
gegeniuber der Bestandssituation, in der das Wild unvermittelt aus dem Hoch-
wald auf die Fahrbahn treten kann, deutlich steigen dirften. Die potentielle Ge-
fahrerhdhung durch vermehrten Wildaustritt wird nach Auffassung der
Planfeststellungsbehtrde durch diese verbesserte Friherkennung zumindest
kompensiert, wenn nicht sogar Uberkompensiert. Hinzu kommt, dass sich die
Errichtung von Wildschutzzdunen an Stral3en mit plangleichen Knoten und
sonstigen Zufahrten fachlich nicht anbietet (vgl. die - hier freilich nur als Orien-
tierungshilfe anwendbaren - Richtlinien fur Wildschutzzdune an Bundesfern-
straRen des Bundesministers fur Verkehr, VKBI. 1985, H. 14, S. 453-456).

Zum anderen fordert das Amt, die Anbindung der Forstwege an die Staatsstra-
Re mit ,Abstreifern” auszustatten, d.h. auf 10-15 Metern zu asphaltieren und
die Ausfuihrungsplanung frithzeitig mit dem drtlich zustéandigen Amt fir Erndhe-
rung, Landwirtschaft und Forsten Uffenheim, Dienststelle Neustadt, abzustim-
men. Diesen Forderungen wird durch die Nebenbestimmungen A.3.3.13 und
A.3.1.2 entsprochen.

Einwendungen des Bayerischen Bauernverbandes

Der Bayerische Bauernverband (BBV) praferiert zum Zwecke der Schonung
privater waldwirtschaftlicher Flachen die Nullvariante unter Anordnung eines
Tempolimits von 70 km/h. Aus den oben unter Ziffer 2.3.2.2 der Begriindung
ausgefihrten Grinden scheidet die Nullvariante nach Auffassung der Planfest-
stellungsbehdrde jedoch als Alternative aus.

Des Weiteren moniert der BBV die in der Ursprungsvariante vorgesehene Ver-
legung und Zusammenlegung von Grundstiickszufahrten zu den forstwirt-
schaftlichen Flachen. Diesem Einwand wird durch die planfestgestellte
Tekturplanung Rechnung getragen; alle Zufahrten bleiben erhalten.

Der BBV fordert, wahrend und nach Durchfiihrung der MalRnahme die ord-
nungsgemalle Bewirtschaftung der Grundsticke und Restflachen sicherzustel-
len. Insbesondere wahrend der Bestellarbeiten im Friihjahr und Herbst oder
wahrend der Erntearbeiten im Sommer bzw. Herbst sei sicherzustellen, dass
die landwirtschaftlichen Flachen fur die Bewirtschafter ohne Einschréankungen
anfahrbar und erreichbar seien. Diesen Forderungen wurde weitestgehend
durch schriftiche Zusagen der Vorhabenstragerin entsprochen. Soweit der
Vorhabenstrager einschréankend erklart hat, dass wahrend der Bauzeit kurzfris-
tige Behinderungen von Wegeverbindungen bzw. erforderliche Umwege nicht
ganzlich ausgeschlossen werden konnten, dass die Zufahrtsmdéglichkeiten
aber mit der ortlichen Bauaufsicht abgestimmt werden kdnnten, ist aus Sicht
der Planfeststellungsbehorde keine Uber die Zusage des Vorhabenstragers
hinausgehende Schutzauflage geboten, weil kurzfristige, abgestimmte Behin-
derungen als zumutbar erscheinen.

Die Forderung des BBV, die erforderlichen neu zu erstellenden Anschliisse an
Flur- und Waldwege mit mind. 3,50 Metern Fahrbahnbreite auszufiihren, dirfte
sich dadurch erledigt haben, dass mit der planfestgestellten Tekturplanung -
einer weiteren Forderung des BBV entsprechend - alle bestehenden Zufahrten
erhalten bleiben und keine neuen Anschliisse hergestellt werden. Dessen un-
geachtet ist aber darauf hinzuweisen, dass nach den unveréndert geltenden
Richtlinien fur den landwirtschaftlichen Wegebau (RLW 99) eine Breite von 3,0
Metern als ausreichend gilt.

Auch die Forderung, bei Zuwegungen und Grundstickseinfahrten auf fahr-
zeugtaugliche Neigungswinkel fir land- und forstwirtschaftliche Maschinen zu
achten, dirfte sich auf Grund des Erhalts der bestehenden Zufahrten erledigt
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haben. AuRerdem hat der Vorhabenstrager schriftlich zugesagt, die Forderung
zu beachten.

o Ebenfalls schriftlich zugesagt hat der Vorhabenstrager, bei notwendigen Ein-
grinungs- und PflanzmafRnahmen die gesetzlich vorgeschriebenen Abstande,
vor allem zu landwirtschaftlichen Nutzflachen, einzuhalten.

o Der BBV hat fiir den Fall, dass im Rahmen einer vortibergehenden Flachenin-
anspruchnahme Ablagerungen von Boden, Baumaterial oder das Abstellen von
Baufahrzeugen auf landwirtschaftlichen Flachen notwendig werden, gefordert,
eine Beweissicherung durchzufihren und die entstandenen Flur- und Auf-
wuchsschaden nach den Schatzungsrichtlinien und Entschadigungssatzen des
Bayerischen Bauernverbandes zu ersetzen.

Auch diesen Forderungen wurde durch schriftliche Zusagen des Vorhabens-
tragers entsprochen. Der Vorhabenstrager hat zugesagt, vor Baubeginn auf
seine Kosten eine Beweissicherung der nach den Grunderwerbsunterlagen vo-
ribergehend in Anspruch zu nehmenden Flachen in Form einer fotografischen
und schriftichen Dokumentation des zum Begehungszeitpunkt vorgefundenen
Zustandes zu veranlassen und diese Dokumentation den betroffenen Grund-
stiickseigentiimern vor Baubeginn tberlassen. Das Amt fir Erndhrung, Land-
wirtschaft und Forsten wird nach der Zusage bei der Durchfihrung dieser
Beweissicherung hinzugezogen und die jeweiligen Grundstiickseigentimer
zudem rechtzeitig zuvor unterrichtet, um ihnen die Teilnahme an der Begehung
ihrer Grundstticke zu ermdglichen. Nach Fertigstellung des Vorhabens werden
nach der Zusage insbesondere auch die voriibergehend beanspruchten Fla-
chen zusammen mit den betroffenen Landwirten begangen und evtl. verblie-
bene Schaden festgehalten, um sie im Rahmen der Bauabnahme gegenuber
den bauausfuhrenden Firmen geltend zu machen und anschlie3end sachge-
recht beseitigen zu lassen.

Soweit der BBV in diesem Zusammenhang weiterhin fordert, die betroffenen
Eigentiimer und Bewirtschafter rechtzeitig vorher einzubeziehen, hat der Vor-
habenstrager im Rahmen des Eroérterungstermins zugesagt, die betroffenen
Grundeigentimer ¥ Jahr vor Beginn der Bauarbeiten Gber den Zeitpunkt des
Beginns zu unterrichten.

In diesem Zusammenhang wurde von einem Einwender bezlglich der vo-
ribergehend in Anspruch zu nehmenden Flachen zudem auf das Problem
moglicher Bodenverdichtungen hingewiesen, die durch das Befahren der
Grundstiicke mit Baufahrzeugen entstehen kdnnen. Diesem Problem wird
nach Auffassung der Planfeststellungsbehodrde ausreichend dadurch Rech-
nung getragen, dass die Vorhabenstragerin die Zusage erteilt hat, die voriber-
gehend in Anspruch genommenen Flachen, soweit sie befahren wurden, vor
dem Wiederaufbringen des Oberbodens mechanisch zu lockern. Bei der Be-
messung der Entschadigung fur vortiibergehende Inanspruchnahmen werde im
Ubrigen auch die Frage der ErtragseinbuBen durch evtl. verbliebene Verdich-
tungen betrachtet. Dabei komme eine kapitalisierte Abfindung auf Grund einer
ex ante - Schatzung in Betracht. Alternativ konne die Abfindung auch ex post
auf Grundlage einer langjahrigen Beobachtung der Ertragslage geleistet wer-
den. Nach Aussage des Amtes fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten las-
sen sich verbliebende Verdichtungen im Rahmen der bereits zugesagten
Beweissicherung feststellen.

o Der Forderung, berthrte Drananlagen unter Mitwirkung des Wasserwirt-
schaftsamtes funktionsfahig umzugestalten, wurde ebenfalls durch schriftliche
Zusage entsprochen.

o Der BBV beantragt auch, der Vorhabenstragerin aufzuerlegen, mit dem Ver-
messungsamt bzw. den ortlichen Siebenern eine Bestandsaufnahme Uber die
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vorhandenen Grenzzeichen durchzufiihren. Soweit Grenzsteine infolge der
BaumafRnahmen beschadigt bzw. beseitigt wirden, sei die Wiederherstellung
auf Kosten der Vorhabenstragerin sicherzustellen.

Die Vorhabenstragerin hat diesbzgl. schriftlich zugesagt, dass die neuen
Grundstucksflachen nach Baufertigstellung auf Kosten des Unternehmenstré-
gers neu vermessen und abgemarkt werden. Daher ist eine Bestandsaufnah-
me der vorhandenen Grenzzeichen vor Baubeginn uberflissig, weil nach
Baufertigstellung die notwendigen Grenzzeichen gesetzt werden.

o Fur eine Aufnahme des vom Bayerischen Bauernverband sowie von verschie-
denen Einwendern beantragten Verfahrensvorbehalts nach § 14 Abs. 5 WHG
in diesen Beschluss ist kein Raum, da greifbare Anhaltspunkte fiir die Moglich-
keit nachteiliger Wirkungen durch die unter A. 4.1 gestatteten Benutzungen
nicht erkennbar sind; substantiierte Einwendungen wurden insoweit nicht erho-
ben. Auch das Wasserwirtschaftsamt Ansbach hat einen derartigen Verfah-
rensvorbehalt nicht gefordert. Im Ubrigen kann die wasserrechtliche Erlaubnis
gem. § 13 Abs. 1 WHG und durch den Auflagenvorbehalt (A.4.2.3.8) ohnehin
auch nachtraglich mit Inhalts- und Nebenbestimmungen verbunden werden,
um nachteilige Wirkungen fir andere zu vermeiden oder auszugleichen.

o Der BBV beantragt schlieBlich, die sofortige Vollziehbarkeit des Planfeststel-
lungsbeschlusses bis zur endglltigen Rechtskraft auszusetzen. Dieser Antrag
ist — zumindest derzeit — unbegriindet und deshalb abzuweisen. Das planfest-
gestellte Vorhaben ist nicht kraft Gesetzes sofort vollziehbar, die sofortige Voll-
ziehbarkeit wurde auch nicht im Beschlusstenor angeordnet und die
Vorhabenstragerin hat die Anordnung der sofortigen Vollziehung bis zum jetzi-
gen Zeitpunkt auch nicht beantragt.

Wald

Fur die Realisierung des Vorhabens missen insgesamt etwa 9.020 m2 Wald i. S.
v. Art 2 Abs. 1 BayWaldG gerodet werden. Entgegen der von dem Bund Natur-
schutz vertretenen Auffassung ist die Waldflache, die zur Waldrandumgestaltung
vorgesehen ist, nicht der Rodungsflache zuzuschlagen. Denn die umgestalteten
Waldrandflachen bleiben auch nach der Umgestaltung Wald im Sinne des Wald-
gesetzes, eine Rodung, also eine Umwandlung der Flachen in eine andere Nut-
zungsart, geht mit der Waldrandumgestaltung nicht einher, weil eine gestufte
Waldrandgestaltung mit Hecken etc. geschaffen werden wird. Diese Auffassung
wurde von dem Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten im Rahmen des
Erdrterungstermins bestatigt.

Schutz- oder Bannwald (Art. 10, 11, BayWaldG) bzw. Naturwaldreservate (Art. 12a
BayWaldG) sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Der ¢stliche Teil der Baustre-
cke ca. ab Bau-km 0O + 800 liegt laut Waldfunktionsplan aber im Erholungswald der
Stufe Il (Art. 12 BayWaldG). Die Beseitigung von Wald zugunsten einer anderen
Bodennutzungsart (Rodung) bedarf der Erlaubnis (Art.9 Abs.2 Satzl
BayWaldG). Fur diejenigen Abschnitte der Rodungsflachen, welchen der aktuell
gultige Waldfunktionsplan keine besondere Bedeutung zumisst, ist die Erlaubnis
hier gemaR Art. 9 Abs. 3 BayWaldG zu erteilen, weil sich aus Art. 9 Abs. 3 Abs. 4
bis 7 BayWaldG nichts anderes ergibt. Im Erholungswald ist die Erlaubnis aller-
dings nur zu erteilen, wenn die Erholungsfunktion des Waldes durch die Rodung
nicht geschmalert wird. Diese Voraussetzung liegt hier vor. Der durch die vorhan-
dene Staatsstral3e in seiner Erholungsfunktion bereits vorgeschadigte Erholungs-
waldbereich wird durch die Rodung nur ganz geringfigig verkleinert, so dass die
Erholungsfunktion des Erholungswaldes insgesamt nicht spirbar tangiert wird.
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Die fur die geplanten Rodungsmal3nahmen erforderliche Erlaubnis nach Art. 9
Abs. 2 BayWaldG wird deshalb mit diesem Beschluss erteilt (Art. 9 Abs. 8 Satz 1
BayWaldG).

Das Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach hat gegen die fest-
gestellte Rodung keine Einwendungen erhoben.

Fischerei

Der Bezirk Mittelfranken — Fachberatung fiir das Fischereiwesen — hat mitgeteilt,
dass gegen das Vorhaben aus fischereilicher Sicht keine Einwande bestehen.

Der Forderung, dass der Oberflachenwassereintrag so vorgereinigt wird, dass flr
die Fischerei keine Schadigungen zu befiirchten sind, wird durch das geplante
Entwasserungssystem entsprochen. Das Oberflachenwasser wird tberwiegend
Uber das Regenriickhaltebecken gefuihrt und vorgereinigt, der Drosselabfluss wird
Uber einen Leichtflissigkeitsabscheider gefuihrt, um sicherzustellen, dass kein ver-
schmutztes Wasser den Vorflutern zugeleitet wird. Um auch durch den Notab-
schlag keine Leichtflissigkeiten abzufiihren, wird vor der Uberlaufschwelle eine
schwimmende Tauchwand installiert. Diese MalRnahmen sind in dem Erlaute-
rungsbericht (Kapitel 4.12) beschrieben, planfestgestellt und damit fir den Vorha-
benstrager verbindlich festgesetzt. Da das Oberflachenwasser der Staatsstraf3e im
Bestand ohne Vorreinigung dem Vorflutgraben zum Pilsenbach zugefiihrt wird, ist
von der Mal3nahme sogar eine Verbesserung der fischereilichen Situation zu er-
warten.

Denkmalschutz

Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege werden durch das Vorhaben nicht be-
rahrt.

Im Planungsraum haben sich aber nordlich der StaatsstrafRe im Wald obertagig
Strukturen erhalten, die vorerst als Reste von Fahrspuren des Mittelalters und der
frihen Neuzeit interpretiert werden kénnen. Es handelt sich um damm- und rin-
nenartige Strukturen, die jedoch nicht parallel verlaufen, sondern sich teilweise
auch Uberlagern. Diese Spuren kénnen u. a. womoglich als Uberreste der von den
Nurnberger Burggrafen verwalteten ehemaligen Geleitstral3e des spaten Mittelal-
ters von Nurnberg nach Frankfurt angesprochen werden. |Ihre Fortsetzung ist an-
hand der ab dem Waldrand 500 m westnordwestlich des Lindener Wasserturms
durchgehend bis zum Waldrand bei den Ipsheimer Weinbergen erhaltenen einsti-
gen Fahrbahnen sichtbar. Die Geleitstralle ist markiert von einigen ,Wegbeglei-
tern" (,Totermannsaule®, Steinkreuze). Das Areal der im digitalen Gelandemodell
der Vermessungsverwaltung erkennbaren Wegefacher ist als Vermutungsflache
fur ein Bodendenkmal (Art. 1 Abs. 4 BayDSchG) eingetragen worden.

Wer in der Nahe von Bodendenkmalern, die ganz oder zum Teil Gber der Erdober-
flache erkennbar sind, Anlagen errichten, verandern oder beseitigen will, bedarf
der Erlaubnis, wenn sich dies auf Bestand oder Erscheinungsbild eines dieser Bo-
dendenkmaler auswirken kann. Die Erlaubnis kann versagt werden, soweit das
Vorhaben zu einer Beeintrachtigung des Wesens, des Uberlieferten Erscheinungs-
bilds oder der kiinstlerischen Wirkung des Bodendenkmals fihren wirde und ge-
wichtige Grinde des Denkmalschutzes fir die unverédnderte Beibehaltung des
bisherigen Zustands sprechen (Art. 7 Abs. 4 i. V. m. Art. 6 Abs.2 Satz 2
BayDSchG).

Die Erlaubnis ist hier zu erteilen, weil die Versagungsvoraussetzungen unter Be-
rucksichtigung der unter A.3.4 verfugten Schutzauflagen nicht erfillt sind. Bei der
Prifung der genannten Versagungsvoraussetzung ist - bereits auf Tatbestands-
ebene - eine Abwagung zwischen den fir das Vorhaben und den fir den Erhalt
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des Bodendenkmals sprechenden denkmalpflegerischen Belangen vorzunehmen.
Diese Abwagung fuhrt in vorliegendem Fall zu dem Ergebnis, dass den fir die
Verwirklichung des Vorhabens sprechenden Belangen Vorrang gegenuber den
denkmalpflegerischen Belangen mit der Folge einzuraumen ist, dass die Erlaubnis
zu erteilen ist. Die fur das Vorhaben sprechenden Gemeinwohlgriinde (siehe oben
Kapitel C.2.2) sind nach Auffassung der Planfeststellungsbehérde so gewichtig,
dass sie unter Bertcksichtigung der unter A.3.4 verfugten Schutzauflagen die fir
die unveranderte Beibehaltung des bisherigen Zustands sprechenden Griinde
deutlich Gberwiegen.

Zwar wird der Ausbau der Staatsstrale zu einer Beeintrachtigung des Wesens,
des uberlieferten Erscheinungsbilds oder der kinstlerischen Wirkung der Boden-
denkmaler fihren, weil sie sowohl baubedingt (Anlage der Baustral3e und Baustel-
leneinrichtung), als auch anlagebedingt (Abnehmen des Oberbodens, Anlage der
StralRentrasse) beeintrachtigt werden. Diese Beeintrachtigungen kénnen erheblich
sein und zur irreversiblen Zerstérung der Bodendenkmaler fiihren. Unter Berlck-
sichtigung der unter A.3.4 verflgten Schutzauflagen Uberwiegen aber dennoch die
fur eine unveranderte Beibehaltung des bisherigen Zustands sprechenden Griinde
des Denkmalschutzes nicht.

Denn den &archéaologisch-landesgeschichtlichen Wert der hier in Rede stehenden
Fahrspuren erblickt die Planfeststellungsbehérde im Schwerpunkt darin, dass sie
Aufschluss Uber historische Handels- und Truppenbewegungen geben kdnnen,
weniger aber in deren Erscheinungsbild oder deren kiinstlerischer Wirkung. Der
Erhalt der von den Fahrspuren vermittelten historischen Information ist indessen
insbesondere durch die Nebenbestimmung A.3.4.3 (mit dem Landesamt fir
Denkmalpflege abzustimmende und unter dessen fachlicher Begleitung durchzu-
fuhrende Freilegung, Ausgrabung und Dokumentation der Funde, Profilschnitt un-
ter der Aufsicht eines Grabungstechnikers, Dokumentation) sichergestellt. Auf
diese Weise kann das Bodendenkmal teilweise als Archivquelle ersetzt werden.
Darlber hinaus ist durch die Schutzauflagen A.3.4.1 und A.3.4.2 sichergestellt,
dass die Substanzeingriffe in die Fahrspuren auf das unabdingbare Minimum be-
schrankt werden.

Ein Verzicht auf die BaumalRnahme ware indessen nur um den Preis der Inkauf-
nahme weiterer schwerer Verkehrsunfélle mit erheblichen Sach- und vor allem
Personenschaden moglich, da die mangelhafte Streckencharakteristik der Staats-
stral3e im Bestand, wie oben ausgefiihrt, zumindest miturséchlich fur die Zahl und
Schwere der Verkehrsunfélle im betroffenen Streckenabschnitt ist. Da eine richtli-
nienkonforme Linienfiihrung nicht ohne die teilweise Inanspruchnahme der in Re-
de stehenden Fahrspuren auskommt, ist die teilweise Zerstérung der
Bodendenkmaler im Interesse des Schutzes insbesondere von Leben und Ge-
sundheit unvermeidbar. Dieses Interesse wiegt starker als das denkmalpflegeri-
sche Interesse, soweit es Uber die Sicherung der von den Fahrspuren vermittelten
historischen Information hinausgeht.

Die Entscheidung Uber die Erlaubnis wird von der Konzentrationswirkung des
Planfeststellungsbeschlusses erfasst, ein gesonderter Ausspruch ist nicht erforder-
lich (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVf{G).

Gemeindliche Belange

e Der Markt Markt Erlbach fordert fur den Fall der Variante ,Waldrandumbau®,
den umzubauenden Streifen durch den Freistaat Bayern zu erwerben, da die
bisherigen Eigentimer die Flache wegen der Auflagen dann nicht mehr als
Wald in vollem Umfang bewirtschaften kdnnen. Dieser Forderung wird ent-
sprochen; sie ist in dem planfestgestellten Grunderwerbsplan umgesetzt.
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e Der Markt fordert weiter, sicherzustellen, dass die als Waldweg zurlck zu
bauende alte Trasse der Staatsstraf3e nicht als LKW-Stellplatz genutzt werden
kann. Auch dieser Forderung wird durch die planfestgestellte Planung Rech-
nung getragen. Zum einen wird die alte Staatsstrafl3e auf eine Breite von nur
drei Metern zurtickgebaut. Zum anderen beinhaltet die Tektur einen Komplett-
rickbau des Anschlusses der alten Staatsstral3e an die neue Staatsstral3e ca.
bei km 0+620 bis zur ersten Zufahrt.

e Soweit der Markt (wie auch einige Private) fordert, die Waldflachen zwischen
der alten und der neuen Staatsstral3e (,Waldinsel“) als unwirtschaftliche Rest-
flachen zu behandeln, gilt, dass die Entscheidung der Frage, ob es sich um
eine unwirtschaftliche Restflaiche handele, die auf Wunsch des Grundeigen-
timers von dem Vorhabenstrager zu Ubernehmen ist, dem Entschadigungs-
verfahren vorbehalten ist, das dem Planfeststellungsverfahren nachgeschaltet
ist. Hinzuwiesen ist aber darauf, dass der forstfachliche Vertreter des Amtes
fur Landwirtschaft und Forsten im Rahmen des Erdrterungstermins erklart hat,
es handele sich bei der genannten Insel aus forstfachlicher Sicht mit Sicher-
heit um eine unwirtschaftliche Restflache, so dass mit einem Ubernahmean-
spruch im Entschadigungsverfahren gerechnet werden kdnne.

e Auch der Forderung des Marktes nach einer Beibehaltung aller bestehenden
Grundstiickszufahrten wird durch die planfestgestellte Tekturplanung entspro-
chen.

e Der sinngeméfen Forderung des Marktes nach Durchfihrung eines Erorte-
rungstermins wurde ebenfalls Rechnung getragen.

Trager von Versorgungsleitungen (Spartentrager)

Von Seiten der im Verfahren beteiligten Spartentrager sind keine Einwendungen
gegen die Planung erhoben worden. Den Auflagewlinschen der Deutschen Tele-
kom Technik GmbH wurde unter A.3.1.1 Rechnung getragen.

Private Belange, private Einwendungen

Dem planfestgestellten Vorhaben stehen gewichtige private Belange gegenlber.
Solche Belange sind insbesondere dadurch betroffen, dass aus privateigenen
Grundstiicken Flachen benétigt werden. Diese und andere Belange wurden unab-
hangig davon, ob entsprechende Einwendungen in jedem Einzelfall erhoben wur-
den, in die Uberprifung einbezogen, sofern sie aus den Verfahrensunterlagen
erkennbar waren.

Die Entscheidung unter A. 6, die im Anhdrungsverfahren erhobenen Einwendun-
gen zurickzuweisen, soweit sie nicht in diesem Beschluss bzw. durch Zusagen
des Vorhabenstragers Berilcksichtigung gefunden haben oder sich im Laufe des
Anhorungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben, stiitzt sich auf die in den
einzelnen Abschnitten dieses Beschlusses bereits dargelegten Uberlegungen.
Soweit sich nicht hieraus bereits ergibt, dass und warum einzelnen Einwendungen
unter Beachtung aller Belange nicht stattgegeben werden kann, wird im Folgenden
dargelegt, warum und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen individuelle Be-
troffenheiten im offentlichen Interesse hinzunehmen sind.

Zur Klarstellung ist darauf hinzuweisen, dass fir die Regulierung der unmittelbaren
Folgen des planfestgestellten Vorhabens wie Grundverlust usw. das Entschadi-
gungsverfahren vorgesehen ist, die diesbzgl. Entschadigungsfragen werden daher
nicht in diesem Beschluss geregelt. Die Planfeststellung hat insoweit Vorwirkung,
d. h. sie lasst zwar den Rechtsentzug grundséatzlich zu, regelt aber den Rechts-
Uibergang als solchen nicht. Im Rahmen des Entschadigungsverfahrens ist Ent-
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schadigung fur den eintretenden Rechtsverlust und fir sonstige, durch die Enteig-
nung eintretende Vermoégensnachteile zu leisten (Art. 8 BayEG). Art und Héhe der
Entschadigung sind in den Grunderwerbsverhandlungen, die der Vorhabenstrager
direkt mit den Betroffenen zu fihren hat, oder im Enteignungs- bzw. Entschadi-
gungsfestsetzungsverfahren auf3erhalb der Planfeststellung zu regeln. Auch das
Entstehen einer unwirtschaftlichen Restflache und die damit verbundenen Ent-
schadigungsfragen sind erst Folge des unmittelbaren Grundentzuges, demnach
ebenfalls dem Entschadigungsverfahren vorbehalten (Art. 6 Abs. 3 BayEG). Die
Planfeststellungsbehoérde darf insoweit keine Regelungen treffen (BVerwG, Urtell
vom 14.05.1992, UPR 1992, 346). Fur die Betroffenen bietet die dargestellte
Handhabung keine Nachteile, denn sie kdnnen bei Meinungsverschiedenheiten im
Entschadigungsverfahren ebenfalls den Rechtsweg beschreiten. Die Planfeststel-
lungsbehdrde muss grundsatzlich auch nicht Gber Antrage auf verbindliche Gestel-
lung von Ersatzland entscheiden, denn auch insoweit enthélt Art. 14 BayEG eine
dem Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG vorgehende Spezialregelung (BVerwG, Urteile vom
27.03.1980, NJW 1981, 241, und vom 05.11.1997, UPR 1998, 149).

Formblatteinwendungen ,BBV*

Von privater Seite wurden wiederholt Einwendungen unter Verwendung eines von
dem Bayerischen Bauernverband herausgegebenen Formulars vorgetragen, die
teilweise auch Gegenstand der Stellungnahme des Bayerischen Bauernverbandes
sind. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird deshalb insoweit auf die Ausfiih-
rungen unter C. 2.3.7.3 verwiesen. Soweit in diesem Zusammenhang weitere
Punkte mehrfach vorgebracht wurden, werden diese nachfolgend behandelt.

e Verschiedene Einwenderinnen und Einwender beflrchten eine Behinderung
der Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlicher Flachen durch ein vorha-
bensbedingtes Unterbrechen von Grundstiickszufahrten zu von ihnen naher
bezeichneten Grundstiicken.

Diese Beflrchtungen sind im Wesentlichen unbegriindet. Wie bereits darge-
stellt wurde, bleibt die ErschlieBung der nach der Planung nicht dauerhaft be-
anspruchten land- und forstwirtschaftlichen Grundsticke insgesamt
sichergestellt, auch wahrend der Bauzeit. Der Vorhabenstrager hat zudem
auch - wie ebenfalls bereits ausgefiihrt - explizit zugesagt, die Zuwegungen zu
den betroffenen Grundstiicken sowohl wahrend als auch nach Durchfiihrung
der Bauarbeiten weitestgehend zu gewahrleisten. Wahrend der Bauzeit sind
zeitweilige Einschrankungen der Nutzbarkeit von Grundstickszufahrten sowie
kurzfristige Behinderungen von Wegeverbindungen naturgemafR nicht voll-
kommen zu vermeiden. Der Vorhabenstrager hat aber zugesagt, die entste-
henden Beeintrachtigungen auf ein Mindestmall zu reduzieren. Fir eine
Unzumutbarkeit der durch die Bautatigkeiten dennoch resultierenden Ein-
schrankungen ist - nicht zuletzt auch im Hinblick auf die voraussichtliche Zeit-
dauer der insoweit eintretenden Behinderungen - auch unter Beriicksichtigung
der im Anhorungsverfahren gewonnen Erkenntnisse nichts ersichtlich; diese
temporar entstehenden Erschwernisse sind von den Betroffenen im Hinblick
auf die fur das Vorhaben sprechenden Belange in Kauf zu nehmen. Eine er-
satzlose Entziehung von zur Grundstiickserschlie3ung notwendigen Zufahrten
ist mit dem planfestgestellten Vorhaben nicht verbunden.

e Der verschiedentlich vorgetragenen Forderung, eine Beweissicherung und
Schadensbehebung an bestehenden Stralen und Wegen zu Lasten des Vor-
habenstragers durchzufiihren, wurde durch die schriftliche Zusage des Vorha-
benstragers, eine fotografische Dokumentation der betroffenen Verkehrswege
zu erstellen und nachweislich durch die BaumalRnahme entstandene Schaden
dem zustandigen Baulasttrager zu ersetzen, Rechnung getragen.



Planfeststellungsbeschluss vom 31.05.2016, Gz. RMF-SG32-4354-3- 2 Seite 36

Bezlglich der voriibergehend in Anspruch zu nehmenden Flachen wird gefor-
dert, dass die Abwicklung der Entschadigungsregelungen sowie die Festset-
zung von Rekultivierungsarbeiten nach Beendigung der Baumafl3nahme nicht
durch die bauausfihrenden Firmen erfolgt, sondern durch den Baulasttrager in
direkter Zustandigkeit und Haftung.

Der Vorhabenstrager beabsichtigt, die Rekultivierungsarbeiten durch beauf-
tragte Firmen durchfiihren zu lassen, hat aber deren Uberwachung zugesagt.
AuBerdem hat er zugesagt, die Entschadigungen nach den Richtsatzen des
Bayerischen Bauernverbandes direkt an betroffene Grundstiickseigentliimerin-
nen und -eigentiimer auszuzahlen. Den Forderungen wird damit weitgehend
entsprochen. Unberthrt bleibt, dass der Vorhabenstrager in Bezug auf die vo-
ribergehend beanspruchten Flachen fir ein Verschulden der von ihr beauf-
tragten bauausfuhrenden Unternehmen im Rahmen der Haftung fir
Erfullungsgehilfen einzustehen hat.

Bzgl. der nach den Planunterlagen voribergehend in Anspruch zu nehmenden
Flachen wird die Durchfuhrung einer Beweissicherung beantragt, d. h. Erfas-
sung des jetzigen Zustandes, auf Kosten des Baulasttragers.

Hierzu hat der Vorhabenstrager zunachst schriftlich zugesagt, vor Baubeginn
auf seine Kosten eine Beweissicherung der nach den Grunderwerbsunterlagen
vorubergehend in Anspruch zu nehmenden Flachen in Form einer fotografi-
schen Dokumentation des zum Begehungszeitpunkt vorgefundenen Zustandes
zu veranlassen und nachweislich durch die BaumalRhahme entstandene Scha-
den dem betroffenen Grundstiickseigentiimerinnen und Grundstiickeigenti-
mern zu ersetzen. Im Rahmen des Erftrterungstermins hat der
Vorhabenstrager zudem zugesagt, die betroffenen Flachen mit den Grundei-
gentimern und, auf deren Wunsch, auch mit der Landwirtschaftsverwaltung
und / oder dem Bauernverband zu begehen und deren Zustand vor und nach
der MalRBnahme nicht nur fotografisch, sondern auch textlich zu dokumentieren.
AuBerdem hat der Vorhabenstréger in diesem Zusammenhang zugesagt, die
Grundeigentimerinnen und -eigentiimer ¥ Jahr vor Beginn der Bauarbeiten
Uber den Zeitpunkt des Beginns zu unterrichten.

Dem Antrag, den Grundstiickseigentiimerinnen und -eigentimern bzw. den
Bewirtschafterinnen und Bewirtschaftern der voribergehend in Anspruch zu
nehmenden Flachen hinsichtlich mdglicher Riuckstdnde und Bodenverunreini-
gungen eine Haftungsfreistellung zu gewahren, kann nicht entsprochen wer-
den. Eine solche Freistellung wiirde zu einer weitreichenden verursacher- und
verschuldensunabhangigen "Garantiehaftung" des Vorhabenstragers fihren,
fur welche keine Rechtsgrundlage erkennbar ist. Der Vorhabenstrager wirde
auch fur Altlasten haften, die nicht ursachlich auf die BaumafRnahme zurtickzu-
fuhren sind. Durch die zugesagte Beweissicherung (s.0.) sind die Grund-
stucksbetroffenen ausreichend geschutzt.

Mehrere Einwenderinnen und Einwender befirchten durch das Vorhaben be-
dingte Beeintrachtigungen der von ihnen in diesem Kontext genannten Grund-
sticke durch Abschneiden der Vorflut zur Grundsticksentwasserung und
Grundstiicksdrainage.

Anhaltspunkte dafir, dass durch die festgestellte Planung die Grundstick-
sentwasserung bei den von den Einwendern genannten Grundstiicken beein-
trachtigt werden konnte, sind nicht erkennbar; auch das Wasserwirtschaftsamt
Ansbach hat diesbzgl. keine fachlichen Bedenken geauRert. Im Ubrigen hat
der Vorhabenstrager zugesagt, von der Bauausfihrung berthrte Drainagean-
lagen in Abstimmung mit dem jeweiligen Eigentiimer in ihrer Funktion aufrecht
zu erhalten und - soweit notwendig - die Drainageanlagen entsprechend zu
verlegen.
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Verschiedentlich werden vorhabensbedingte Beeintrédchtigungen von im Ein-
zelnen genannten Grundsticke durch eine Absenkung bzw. Anhebung des
Grundwassers wahrend der Bauzeit und nach Durchfihrung der Baumaf3nah-
men beflrchtet.

Diese Einwendungen sind zurtickzuweisen. Eine Absenkung bzw. Anhebung
des Grundwasserspiegels ist im Rahmen der festgestellten Planung nicht vor-
gesehen. Fir die Planfeststellungsbehérde sind auch keine Anhaltspunkte da-
fur ersichtlich, dass sich hier infolge des Vorhabens dauerhafte Anderungen an
den Grundwasserverhaltnissen ergeben kdnnten, die erhebliche Auswirkungen
auf die angeflhrten Grundstiicke haben kénnen. Das Wasserwirtschaftsamt
Ansbach hat ebenso keine dahin gehenden fachlichen Bedenken geauliert.

Einzelne Einwenderinnen und Einwender machen vorhabensbedingte Beein-
trachtigungen von im Einzelnen benannten Grundstiicken durch Hangwasser
geltend.

Diese Einwendungen werden ebenso als unbegriindet zuriickgewiesen. Die
beflirchteten Beeintrachtigungen sind nicht zu erwarten. Entlang der Dammfu-
Be der plangegenstandlichen Streckenabschnitte sind durchgéngig Entwéasse-
rungsmulden vorgesehen, die das von Boschungsflachen abflieRende Wasser
auffangen und ableiten und damit einen Wasserzutritt auf angrenzende Grund-
stucke verhindern.

Es wird gefordert, bestehende Wassergraben, in die Oberflachenwasser einge-
leitet werden soll, so auszubauen, dass das Wasser schadlos abflieRen kann.

Dieser Forderung wird durch das planfestgestellte Entwasserungskonzept, das
von dem Wasserwirtschaftsamt geprift wurde, Rechnung getragen.

Gleichformige Einwendungen

Eine Reihe von Einwenderinnen und Einwendern haben einen vervielfaltigten
gleichlautenden Text auf zwei Unterschriftslisten unterzeichnet (gleichférmige Ein-
wendungen), mit dem folgende Einwendungen erhoben werden:

Die Einwenderinnen und Einwender bezweifeln das Erfordernis des Bauab-
schnittes 1 (BA 1). Der Bauabschnitt folge weitgehend dem bisherigen Stra-
Renverlauf, es liege hier kein Unfallschwerpunkt vor und es seien keine
besonderen Probleme zu erkennen.

Diese Einwendungen sind unbegrindet. Der BA 1 ist wie der Bauabschnitt 2
(BA 2) Bestandteil der Unfallhdufungslinie UH 21. In beiden Bauabschnitten ist
die Streckencharakteristik der Staatsstralle 2252 nicht regelkonform. Wenn-
gleich die Unterschiede zwischen Bestand und Planung nicht so augenféllig
ausfallen wie im BA 2, werden auch im BA 1 Unstetigkeiten in der Streckenfiih-
rung beseitigt, die der Verkehrssicherheit dienen. Ergénzend wird auf die Aus-
fuhrungen unter C.2.2 und C.2.3.2 Bezug genommen.

Die Einwenderinnen und Einwender bezweifeln auch das Erfordernis des Bau-
abschnittes 2 (BA 2). Es sei bei angepasster Fahrweise problemlos mdglich,
den in Rede stehenden StraRenabschnitt im Bestand unfallfrei zu durchfahren.
Die festgestellten Unfélle seien auf leichtsinniges bzw. kriminelles Verhalten
einzelner Verkehrsteilnehmer zuriickzufiihren. Durch Uberholverbot und Ge-
schwindigkeitsbegrenzung kénne dem Unfallschwerpunkt ohne BaumalRnahme
wirkungsvoll begegnet werden.

Diese Einwendungen sind ebenfalls unbegriindet. Zur Vermeidung von Wie-
derholungen wird auf die Ausfihrungen unter C.2.2 und C.2.3.2 Bezug ge-
nommen.
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Die Einwenderinnen und Einwender halten die geplante Linksabbiegespur in
die GVS nach Mettelaurach fir Uberflissig. Wer aus Richtung Linden komme,
werde bereits in der Ortslage Linden in Richtung Mettelaurach abbiegen, statt
einen Umweg uber die GVS zu wahlen. Im Falle einer Verwirklichung der im
Ausbauplan vorgesehenen Ortsumgehung von Linden werde der Weg von
Linden nach Mettelaurach zusatzlich verkdrzt.

Auch diese Einwendung ist unbegriindet. Nach der Richtlinie flr die Anlage
von Straf3en, RAL - Ausgabe 2012 - sind bei StraRen mit der Verkehrsbedeu-
tung der St 2252 an Einmindungen und Kreuzungen generell Linksabbiege-
spuren anzuordnen. Damit kann nicht nur der Knotenpunkt besser erkannt und
begriffen, sondern es kann auch die Verkehrssicherheit erhéht werden, da sich
abbiegende Fahrzeuge ohne die Gefahr des Auffahrens im Schutz der Abbie-
gespur aufstellen kénnen. Auch teilt die Planfeststellungsbehérde die von den
Einwenderinnen und Einwendern sinngemaf vertretene Auffassung, das
Linksabbiegen in die GVS sei verkehrlich Uberflissig (und kénne deshalb wohl
verkehrsrechtlich untersagt werden), nicht. Zwar trifft es zu, dass bereits in
Linden in Richtung Mettelaurauch abgebogen werden kann. Diese Verbindung
zwischen Linden und Mettelaurach (KreisstralRe NEA 47 Linden — Klausaurach
— Mettelaurach) ist in der Ortslage von Linden allerdings durch Gebaude und
Einfriedungen so eng und kurvenreich, dass ein Befahren mit LKWs schwierig
ist. Ein Ausweichen auf die in Rede stehende GVS liegt jedenfalls flr grof3ere
Fahrzeuge nahe. Zudem hat eine von dem Vorhabenstrager durchgefuhrte
Knotenpunktszahlung vom 11.06.2015 aufgezeigt, dass ein Linksabbiegever-
kehr von der St 2252 in die GVS nach Mettelaurach in der Gré3enordnung von
immerhin DTV 25 Fz/24h, SV 4 Fz/24h stattfindet. Ob und wann eine Ortum-
gehung von Linden gebaut werden wird und welchen Einfluss diese auf das Er-
fordernis der Linksabbiegespur in die GVS haben kdnnte, ist derzeit nicht
absehbar und kann nicht zur Grundlage der vorliegenden Entscheidung ge-
macht werden. Hinzu kommt, dass die Linksabbiegespur sowohl hinsichtlich
des mit ihr verbundenen Flachenverbrauches (370 m2), als auch hinsichtlich
der mit ihr verursachten Kosten (ca. 3% der Bausumme) nur geringfugig ins
Gewicht fallt.

Die Einwenderinnen und Einwender fordern die Bekanntgabe der Kosten der
BaumafRnahme. Sie halten es sinngemal fur geboten, die Hohe der Kosten in
der von der Planfeststellungsbehdrde durchzufihrenden Abwégungsentschei-
dung zu bericksichtigen.

Dem Wunsch nach Bekanntgabe der Kosten ist der Vorhabenstrager im Rah-
men der schriftlichen Stellungnahme zu den Einwendungen nachgekommen
(Grundwerwerb: 0,051 Mio €, Baukosten: 1,155 Mio €). Im Ubrigen gilt, dass
die Planfeststellungsbehdrde hinsichtlich der Vorhabenskosten unter dem Ge-
sichtspunkt eines moglichen Wegfalls der Planrechtfertigung wegen fehlenden
Sachbescheidungsinteresses lediglich zu beurteilen hat, ob dem geplanten
Bauvorhaben uniberwindbare finanzielle Schranken entgegenstehen. Die
exakte HOhe der Kosten sind deshalb fir die Planfeststellung nicht entschei-
dungserheblich und werden nicht geprift, die Finanzierung des Vorhabens un-
terliegt nicht der fachplanerischen Abwagung und ist nicht Gegenstand des
Planfeststellungsverfahrens (vgl. BVerwG, NVwZ 2000, 555). Nur wenn fest-
stiinde, dass das Vorhaben nicht finanziert werden kann, wiirde die Planrecht-
fertigung entfallen. Davon kann vorliegend jedoch schon deshalb keine Rede
sein, weil die haushaltsrechtliche Prifung und Genehmigung des inmitten ste-
henden Vorhabens bereits vor Beantragung des Planfeststellungsverfahrens
erfolgt ist.
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2.4.3

24.4

2.5

Weitere mehrfach vorgetragene Einwendungen

¢ FEine Reihe von Einwenderinnen und Einwendern befirchten, dass durch die
StralRenbaumalinahmen Folgeschaden insbesondere durch Beschadigung von
Baumwurzeln entstehen kdnnten, die auf langere Sicht zum Absterben einiger
Baume und dadurch zu wirtschaftlichen Nachteilen fur die Grundstiickseigen-
timerinnen und -eigentiimer fihren kdnnten.

Diese Befiirchtung ist aus Sicht der Planfeststellungsbehérde nicht von der
Hand zu weisen; allerdings sind keine geeigneten SchutzmafRnahmen erkenn-
bar, durch welche mdglichen Beschadigungen von Baumwurzeln wirksam vor-
gebeugt werden kénnte. Die eventuell entstehenden Schaden sind aber von
dem Forstsachverstandigen zu bewerten und vom Vorhabenstrager zu ent-
schadigen, wobei der Vorhabenstrager in Aussicht gestellt hat, stral3enbaube-
dingte Windwurfschaden fur einen Zeitraum von 10 Jahren zu entschadigen.
Art und Hohe der Entschadigung sind in den Grunderwerbsverhandlungen, die
der Vorhabenstrager direkt mit den Betroffenen zu fiihren hat, oder im Enteig-
nungs- bzw. Entschadigungsfestsetzungsverfahren auf3erhalb der Planfeststel-
lung zu regeln. Die Planfeststellungsbehdrde darf insoweit keine Regelungen
treffen. Fur die Betroffenen bietet die dargestellte Handhabung keine Nachtei-
le, denn sie kénnen bei Meinungsverschiedenheiten im Entschadigungsverfah-
ren ebenfalls den Rechtsweg beschreiten.

o Weiterhin wird von einer Reihe von Einwenderinnen und Einwendern beziglich
der dauerhaft in Anspruch zu nehmenden Flachen gefordert, die Grundsticks-
werte unter Berlcksichtigung des bestehenden Aufwuchses angemessen zu
entschadigen.

Auch diesbezuiglich gilt, dass Art und Hohe der Entschadigung den Grunder-
werbsverhandlungen bzw. dem Enteignungs- bzw. Entschadigungsfestset-
zungsverfahren vorbehalten sind.

Einzeleinwendungen

Die Einzeleinwendungen von privater Seite wurden bereits an anderer Stelle die-
ses Beschlusses inhaltlich bearbeitet. Zur Vermeidung von Wiederholungen wer-
den sie im Folgenden deshalb nicht nochmals behandelt; es wird auf die
vorangehenden Abschnitte dieses Beschlusses Bezug genommen.

Gesamtergebnis der Abwagung

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das Vorhaben auch unter Be-
ricksichtigung der Auswirkungen auf Umwelt und Privateigentum gerechtfertigt
und vertretbar ist. Den fur das Vorhaben sprechenden Belangen ist der Vorrang
einzuraumen,; die Herbeiftihrung der positiven Vorhabenswirkungen - insbesonde-
re die wesentliche Erh6hung der Verkehrssicherheit - ist fur das 6ffentliche Wohl
dringend geboten. Diese Belange uberwiegen im Rahmen der Abwéagung unter
Gesamtbetrachtung aller einzustellenden Belange die mit unterschiedlichem Ge-
wicht gegen das Vorhaben sprechenden 6ffentlichen und privaten Belange sowie
die Umweltauswirkungen. Unter Bericksichtigung der verfiigten Nebenbestim-
mungen erscheint die Planungsentscheidung zugunsten des Vorhabens ausgewo-
gen, die entscheidungserheblichen Konflikte sind geldost. Die mit dem Vorhaben
verbundenen Beeintrachtigungen werden durch die konkrete Ausgestaltung der
Planung im Zusammenwirken mit den in diesem Beschluss verfiigten Nebenbe-
stimmungen soweit wie méglich verringert. Die nicht vermeidbaren Beeintrachti-
gungen sind nicht so gewichtig, als dass sie den davon Betroffenen sowie der
Allgemeinheit nicht zuzumuten wéaren. Uniberwindliche Hindernisse oder Verstol3e
gegen striktes Recht sind nicht ersichtlich, Optimierungsgebote sind beachtet.
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2.6

Die vorstellbaren Varianten drangen sich nicht als eindeutig vorzugswurdige Alter-
nativen auf.

Begrundung der straRenrechtlichen Verfigungen

Einziehung, Umstufung und Widmung folgen aus Art. 6 Abs. 6, 7 Abs. 5, 8 Abs. 5
BayStrWG, soweit nicht Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 und Art. 8 Abs. 6 BayStrWwG
eingreifen.

Kostenentscheidung

Die Entscheidung Uber die Kosten stitzt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1
KG. Von der Zahlung der Gebdihr ist der Freistaat Bayern nach Art. 4 Satz 1 Nr. 1
KG befreit. Die Regelung beziglich der Auslagen ergibt sich aus Art. 10 KG.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach
seiner Zustellung Klage bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in Ansbach,
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach,
Hausanschrift: Promenade 24, 91522 Ansbach,

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle
dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Klager, den Beklagten
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen
und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Beschluss soll in Urschrift
oder in Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen Schriftsdtzen sollen Ab-
schriften fir die Ubrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
- Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E- Mail) ist unzulassig.

- Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit
01.07.2004 grundsétzlich ein Gebuhrenvorschuss zu entrichten.

Hinweise zur Zustellung und Auslegung des Plans

Eine Ausfertigung dieses Planfeststellungsbeschlusses mit Rechtsbehelfsbeleh-
rung sowie eine Ausfertigung des festgestellten Planes wird beim Markt Markt Er-
Ibach zwei Wochen zur Einsicht ausliegen. Ort und Zeit der Auslegung werden
zuvor ortsublich bekannt gemacht.

Ab Beginn der Auslegung der genannten Unterlagen besteht die Méglichkeit, den
Planfeststellungsbeschluss im Volltext auf der Internetseite der Regierung von Mit-
telfranken (www.regierung.mittelfranken.bayern.de) abzurufen. Wahrend des Aus-
legungszeitraums kann auflerdem eine den unter A. 2 aufgefihrten
Planunterlagen inhaltlich entsprechende Fassung der Unterlagen auf der Internet-
seite der Regierung von Mittelfranken eingesehen werden.



http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/
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Ansbach, den 31.05.2016

Wolf
Regierungsdirektor



	A. Tenor
	1. Feststellung des Plans
	2. Festgestellte Planunterlagen
	3. Nebenbestimmungen
	3.1 Spartenträger / Unterrichtungspflichten
	3.2 Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen), Bodenschutz, Abfallrecht
	3.3 Natur-, Landschafts- und Artenschutz, Forst
	3.4 Denkmalschutz
	4. Wasserrechtliche Erlaubnisse
	5. Straßenrechtliche Verfügungen
	6. Entscheidung über Einwendungen
	7. Kosten

	B. Sachverhalt
	C. Entscheidungsgründe
	1. Verfahrensrechtliche Bewertung
	1.1 Notwendigkeit der Planfeststellung
	1.2 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit
	2. Materiell-rechtliche Würdigung
	2.1 Ermessensentscheidung
	2.2 Planrechtfertigung / Notwendigkeit der Maßnahme
	2.3 Öffentliche Belange
	2.3.1 Raumordnung, Landes- und Regionalplanung
	2.3.2 Planungsvarianten
	2.3.2.1 Beschreibung der Varianten
	2.3.2.2 Vergleich der Varianten und Bewertung im Hinblick auf das Gesamtkonzept

	2.3.3 Ausbaustandard (Linienführung, Gradiente, Querschnitt)
	2.3.4 Immissionsschutz (Verkehrslärmschutz / Schadstoffbelastung)
	2.3.5 Naturschutz und Landschaftspflege
	2.3.5.1 Verbote
	2.3.5.1.1 Schutzgebiete/ geschützte Flächen/ allgemeiner Artenschutz
	2.3.5.1.2 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP)

	2.3.5.2 Berücksichtigung der Naturschutzbelange
	2.3.5.3 Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewältigung)
	2.3.5.3.1 Eingriffsregelung
	2.3.5.3.2 Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeinträchtigungen
	2.3.5.3.3 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, naturschutzrechtliche Abwägung


	2.3.6 Gewässerschutz
	2.3.6.1 Entwässerung
	2.3.6.2 Wasserschutzgebiet

	2.3.7 Land- und Forstwirtschaft als öffentliche Belange
	2.3.7.1 Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Belangen der Land- und Forstwirtschaft
	2.3.7.2 Einwendungen des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
	2.3.7.3 Einwendungen des Bayerischen Bauernverbandes

	2.3.8 Wald
	2.3.9 Fischerei
	2.3.10 Denkmalschutz
	2.3.11 Gemeindliche Belange
	2.3.12 Träger von Versorgungsleitungen (Spartenträger)
	2.4 Private Belange, private Einwendungen
	2.4.1 Formblatteinwendungen „BBV“
	2.4.2 Gleichförmige Einwendungen
	2.4.3 Weitere mehrfach vorgetragene Einwendungen
	2.4.4 Einzeleinwendungen

	2.5 Gesamtergebnis der Abwägung
	2.6 Begründung der straßenrechtlichen Verfügungen
	3. Kostenentscheidung

	D. Rechtsbehelfsbelehrung
	E. Hinweise zur Zustellung und Auslegung des Plans

